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Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
(92/43/EWG)1

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
Nr. L 206 vom 22.7.1992 S. 7,
zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1882/2003
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29.9.2003,
ABl. Nr. L 284 vom 31.10.2003, S. 1

Hinweise:

Artikelüberschriften in eckigen Klammern dienen der schnelleren
Übersicht und gehören nicht zum amtlichen Originaltext.

Von einem vollständigen Abdruck der Anhänge wurde abgesehen.

1 Richtlinie des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume so-
wie der wildlebenden Tiere und Pflanzen
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Der Rat der Europäischen Gemeinschaften -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 130s,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Wie in Artikel 130r des Vertrages festgestellt wird, sind Erhaltung,
Schutz und Verbesserung der Qualität der Umwelt wesentliches Ziel
der Gemeinschaft und von allgemeinem Interesse; hierzu zählt
auch der Schutz der natürlichen Lebensräume sowie der wildleben-
den Tiere und Pflanzen.

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaften für den
Umweltschutz (1987-1992) (4) enthält Bestimmungen hinsicht-
lich der Erhaltung der Natur und der natürlichen Ressourcen.

Hauptziel dieser Richtlinie ist es, die Erhaltung der biologischen
Vielfalt zu fördern, wobei jedoch die wirtschaftlichen, sozialen, kul-
turellen und regionalen Anforderungen berücksichtigt werden sol-
len. Diese Richtlinie leistet somit einen Beitrag zu dem allgemei-
nen Ziel einer nachhaltigen Entwicklung. Die Erhaltung der biolo-
gischen Vielfalt kann in bestimmten Fällen die Fortführung oder
auch die Förderung bestimmter Tätigkeiten des Menschen erfor-
dern.

Der Zustand der natürlichen Lebensräume im europäischen Gebiet
der Mitgliedstaaten verschlechtert sich unaufhörlich. Die verschie-
denen Arten wildlebender Tiere und Pflanzen sind in zunehmender
Zahl ernstlich bedroht. Die bedrohten Lebensräume und Arten sind
Teil des Naturerbes der Gemeinschaft und die Bedrohung, der sie
ausgesetzt sind, ist oft grenzübergreifend; daher sind zu ihrer Er-
haltung Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene erforderlich.
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Bestimmte natürliche Lebensraumtypen und bestimmte Arten sind
angesichts der Bedrohung, der sie ausgesetzt sind, als prioritär ein-
zustufen, damit Maßnahmen zu ihrer Erhaltung zügig durchge-
führt werden können.

Zur Wiederherstellung oder Wahrung eines günstigen Erhaltungs-
zustandes der natürlichen Lebensräume und der Arten von gemein-
schaftlichem Interesse sind besondere Schutzgebiete auszuweisen,
um nach einem genau festgelegten Zeitplan ein zusammenhän-
gendes europäisches ökologisches Netz zu schaffen.

Alle ausgewiesenen Gebiete sind in das zusammenhängende euro-
päische ökologische Netz einzugliedern, und zwar einschließlich
der nach der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979
über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (5) derzeit oder
künftig als besondere Schutzgebiete ausgewiesenen Gebiete.

In jedem ausgewiesenen Gebiet sind entsprechend den einschlägi-
gen Erhaltungszielen die erforderlichen Maßnahmen durchzufüh-
ren.

Die Gebiete, die als besondere Schutzgebiete ausgewiesen werden
könnten, werden von den Mitgliedstaaten vorgeschlagen; außer-
dem ist jedoch ein Verfahren vorzusehen, wonach in Ausnahmefäl-
len auch ohne Vorschlag eines Mitgliedstaats die Ausweisung eines
Gebiets möglich ist, wenn die Gemeinschaft dies für die Erhaltung
eines prioritären natürlichen Lebensraumstyps oder für das Überle-
ben einer prioritären Art für unbedingt erforderlich hält.

Pläne und Projekte, die sich auf die mit der Ausweisung eines Ge-
biets verfolgten Erhaltungsziele wesentlich auswirken könnten,
sind einer angemessenen Prüfung zu unterziehen.

Es wird anerkannt, dass die Einleitung von Maßnahmen zugunsten
der Erhaltung prioritärer natürlicher Lebensräume und prioritärer
Arten von gemeinschaftlichem Interesse eine gemeinsame Verant-
wortung aller Mitgliedstaaten ist. Dies kann jedoch zu einer über-
mäßigen finanziellen Belastung mancher Mitgliedstaaten führen,
da zum einen derartige Lebensräume und Arten in der Gemein-
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schaft ungleich verteilt sind und zum anderen im besonderen Fall
der Erhaltung der Natur das Verursacherprinzip nur in begrenztem
Umfang Anwendung finden kann.

Es besteht deshalb Einvernehmen darüber, dass in diesem Ausnah-
mefall eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft im Rahmen
der Mittel vorgesehen werden muss, die aufgrund der Beschlüsse
der Gemeinschaft bereitgestellt werden.

Im Rahmen der Landnutzungs- und Entwicklungspolitik ist die
Pflege von Landschaftselementen, die von ausschlaggebender Be-
deutung für wildlebende Tiere und Pflanzen sind, zu fördern.

Es sind Vorkehrungen zu treffen, durch die sich eine Überwachung
des Erhaltungszustandes der in dieser Richtlinie genannten natür-
lichen Lebensräume und Arten sicherstellen lässt.

Ergänzend zur Richtlinie 79/409/EWG ist ein allgemeines Schutz-
system für bestimmte Tier- und Pflanzenarten vorzusehen. Für be-
stimmte Arten sind Regulierungsmaßnahmen vorzusehen, wenn
dies aufgrund ihres Erhaltungszustands gerechtfertigt ist; hierzu
zählt auch das Verbot bestimmter Fang- und Tötungsmethoden,
wobei unter gewissen Voraussetzungen Abweichungen zulässig sein
müssen.

Zur Überwachung der Umsetzung dieser Richtlinie erstellt die Kom-
mission in regelmäßigen Zeitabständen einen zusammenfassenden
Bericht, der insbesondere auf den Informationen beruht, die ihr die
Mitgliedstaaten über die Durchführung der aufgrund dieser Richt-
linie erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften übermitteln.

Für die Durchführung dieser Richtlinie ist ein Ausbau der wissen-
schaftlichen und technischen Erkenntnisse unerlässlich; daher gilt
es, die hierzu erforderliche Forschung und wissenschaftliche Arbeit
zu fördern.

Aufgrund des technischen und wissenschaftlichen Fortschritts muss
eine Anpassung der Anhänge möglich sein. Es ist ein Verfahren für
die Anpassung der Anhänge durch den Rat vorzusehen.
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Zur Unterstützung der Kommission bei der Durchführung dieser
Richtlinie und insbesondere bei den Beschlüssen über die gemein-
schaftliche Mitfinanzierung ist ein Regelungsausschuss einzuset-
zen.

Es sind ergänzende Maßnahmen zur Regelung der Wiederansied-
lung bestimmter heimischer Tier- und Pflanzenarten sowie der
eventuellen Ansiedlung nicht heimischer Arten vorzusehen.

Für eine wirksame Durchführung dieser Richtlinie sind Aufklä-
rungsmaßnahmen und eine allgemeine Unterrichtung über die
Ziele der Richtlinie unerlässlich

- hat folgende Richtlinie erlassen:
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Begriffsbestimmungen

Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet:

a) »Erhaltung«: alle Maßnahmen, die erforderlich sind, um die na-
türlichen Lebensräume und die Populationen wildlebender Tier-
und Pflanzenarten in einem günstigen Erhaltungszustand im Sin-
ne des Buchstabens e) oder i) zu erhalten oder diesen wiederherzu-
stellen.

b) »Natürlicher Lebensraum«: durch geographische, abiotische und
biotische Merkmale gekennzeichnete völlig natürliche oder natur-
nahe terrestrische oder aquatische Gebiete.

c) »Natürliche Lebensräume von gemeinschaftlichem Interesse«: die-
jenigen Lebensräume, die in dem in Artikel 2 erwähnten Gebiet
i) im Bereich ihres natürlichen Vorkommens vom Verschwinden

bedroht sind
oder

ii) infolge ihres Rückgangs oder aufgrund ihres an sich schon
begrenzten Vorkommens ein geringes natürliches Verbrei-
tungsgebiet haben
oder

iii) typische Merkmale einer oder mehrerer der folgenden sechs
biogeographischen Regionen aufweisen: alpine, atlantische,
boreale, kontinentale, makaronesische und mediterrane.

Diese Lebensraumtypen sind in Anhang I aufgeführt bzw. können
dort aufgeführt werden.

d) »Prioritäre natürliche Lebensraumtypen«: die in dem in Artikel 2
genannten Gebiet vom Verschwinden bedrohten natürlichen Le-
bensraumtypen, für deren Erhaltung der Gemeinschaft aufgrund
der natürlichen Ausdehnung dieser Lebensraumtypen im Verhältnis
zu dem in Artikel 2 genannten Gebiet besondere Verantwortung zu-
kommt; diese prioritären natürlichen Lebensraumtypen sind in An-
hang I mit einem Sternchen (*) gekennzeichnet;



11

e) »Erhaltungszustand eines natürlichen Lebensraums«: die Gesamt-
heit der Einwirkungen, die den betreffenden Lebensraum und die
darin vorkommenden charakteristischen Arten beeinflussen und
die sich langfristig auf seine natürliche Verbreitung, seine Struktur
und seine Funktionen sowie das Überleben seiner charakteristi-
schen Arten in dem in Artikel 2 genannten Gebiet auswirken kön-
nen.

Der »Erhaltungszustand« eines natürlichen Lebensraums wird als
»günstig« erachtet, wenn
- sein natürliches Verbreitungsgebiet sowie die Flächen, die er in

diesem Gebiet einnimmt, beständig sind oder sich ausdehnen
und

- die für seinen langfristigen Fortbestand notwendige Struktur
und spezifischen Funktionen bestehen und in absehbarer Zu-
kunft wahrscheinlich weiterbestehen werden
und

- der Erhaltungszustand der für ihn charakteristischen Arten im
Sinne des Buchstabens i) günstig ist.

f) »Habitat einer Art«: durch spezifische abiotische und biotische Fak-
toren bestimmter Lebensraum, in dem diese Art in einem der Stadi-
en ihres Lebenskreislaufs vorkommt.

g) »Arten von gemeinschaftlichem Interesse«: Arten, die in dem in Ar-
tikel 2 bezeichneten Gebiet
i) bedroht sind, außer denjenigen, deren natürliche Verbreitung

sich nur auf Randzonen des vorgenannten Gebietes erstreckt
und die weder bedroht noch im Gebiet der westlichen Paläarktis
potentiell bedroht sind,
oder

ii) potentiell bedroht sind, d. h., deren baldiger Übergang in die
Kategorie der bedrohten Arten als wahrscheinlich betrachtet
wird, falls die ursächlichen Faktoren der Bedrohung fortdauern,
oder

iii) selten sind, d. h., deren Populationen klein und, wenn nicht
unmittelbar, so doch mittelbar bedroht oder potentiell bedroht
sind. Diese Arten kommen entweder in begrenzten geographi-
schen Regionen oder in einem größeren Gebiet vereinzelt vor,
oder
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iv) endemisch sind und infolge der besonderen Merkmale ihres Ha-
bitats und/oder der potentiellen Auswirkungen ihrer Nutzung
auf ihren Erhaltungszustand besondere Beachtung erfordern.

Diese Arten sind in Anhang II und/oder Anhang IV oder Anhang V
aufgeführt bzw. können dort aufgeführt werden.

h) »Prioritäre Arten«: die unter Buchstabe g) Ziffer i) genannten Ar-
ten, für deren Erhaltung der Gemeinschaft aufgrund ihrer natürli-
chen Ausdehnung im Verhältnis zu dem in Artikel 2 genannten Ge-
biet besondere Verantwortung zukommt; diese prioritären Arten
sind in Anhang II mit einem Sternchen (*) gekennzeichnet.

i) »Erhaltungszustand einer Art«: die Gesamtheit der Einflüsse, die
sich langfristig auf die Verbreitung und die Größe der Populationen
der betreffenden Arten in dem in Artikel 2 bezeichneten Gebiet aus-
wirken können.

Der Erhaltungszustand wird als »günstig« betrachtet, wenn
- aufgrund der Daten über die Populationsdynamik der Art anzu -

nehmen ist, dass diese Art ein lebensfähiges Element des natür-
lichen Lebensraumes, dem sie angehört, bildet und langfristig
weiterhin bilden wird
und

- das natürliche Verbreitungsgebiet dieser Art weder abnimmt
noch in absehbarer Zeit vermutlich abnehmen wird
und

- ein genügend großer Lebensraum vorhanden ist und wahr-
scheinlich weiterhin vorhanden sein wird, um langfristig ein
Überleben der Populationen dieser Art zu sichern.

j) »Gebiet«: ein geographisch definierter Bereich mit klar abgegrenz-
ter Fläche.

k) »Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung«: Gebiet, das in der
oder den biogeographischen Region(en), zu welchen es gehört, in
signifikantem Maße dazu beiträgt, einen natürlichen Lebensraum-
typ des Anhangs I oder eine Art des Anhangs II in einem günstigen
Erhaltungszustand zu bewahren oder einen solchen wiederherzu-
stellen und auch in signifikantem Maße zur Kohärenz des in Arti-
kel 3 genannten Netzes »Natura 2000« und/oder in signifikantem
Maße zur biologischen Vielfalt in der biogeographischen Region
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beitragen kann.

Bei Tierarten, die große Lebensräume beanspruchen, entsprechen
die Gebiete von gemeinschaftlichem Interesse den Orten im natür-
lichen Verbreitungsgebiet dieser Arten, welche die für ihr Leben und
ihre Fortpflanzung ausschlaggebenden physischen und biologi-
schen Elemente aufweisen.

l) »Besonderes Schutzgebiet«: ein von den Mitgliedstaaten durch eine
Rechts- oder Verwaltungsvorschrift und/oder eine vertragliche Ver-
einbarung als ein von gemeinschaftlicher Bedeutung ausgewiese-
nes Gebiet, in dem die Maßnahmen, die zur Wahrung oder Wieder-
herstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der natürlichen
Lebensräume und/oder Populationen der Arten, für die das Gebiet
bestimmt ist, erforderlich sind, durchgeführt werden.

m) »Exemplar«: jedes Tier oder jede Pflanze - lebend oder tot - der in
Anhang IV und Anhang V aufgeführten Arten, jedes Teil oder jedes
aus dem Tier oder der Pflanze gewonnene Produkt sowie jede ande-
re Ware, die aufgrund eines Begleitdokuments, der Verpackung, ei-
nes Zeichens, eines Etiketts oder eines anderen Sachverhalts als Teil
oder Derivat von Tieren oder Pflanzen der erwähnten Arten identifi-
ziert werden kann.

n) »Ausschuss«: der aufgrund des Artikels 20 eingesetzte Ausschuss.

Artikel 2
[Ziele der Richtlinie]

(1)Diese Richtlinie hat zum Ziel, zur Sicherung der Artenvielfalt durch
die Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildleben-
den Tiere und Pflanzen im europäischen Gebiet der Mitgliedstaa-
ten, für das der Vertrag Geltung hat, beizutragen.

(2)Die aufgrund dieser Richtlinie getroffenen Maßnahmen zielen dar-
auf ab, einen günstigen Erhaltungszustand der natürlichen Le-
bensräume und wildlebenden Tier- und Pflanzenarten von gemein-
schaftlichem Interesse zu bewahren oder wiederherzustellen.

(3)Die aufgrund dieser Richtlinie getroffenen Maßnahmen tragen den
Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie den
regionalen und örtlichen Besonderheiten Rechnung.
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Erhaltung der natürlichen Lebensräume und der
Habitate der Arten

Artikel 3
[Netzwerk Natura 2000]

(1)Es wird ein kohärentes europäisches ökologisches Netz besonderer
Schutzgebiete mit der Bezeichnung »Natura 2000« errichtet. Dieses
Netz besteht aus Gebieten, die die natürlichen Lebensraumtypen
des Anhangs I sowie die Habitate der Arten des Anhang II umfassen,
und muss den Fortbestand oder gegebenenfalls die Wiederherstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustandes dieser natürlichen Le-
bensraumtypen und Habitate der Arten in ihrem natürlichen Ver-
breitungsgebiet gewährleisten.

Das Netz »Natura 2000« umfasst auch die von den Mitgliedstaaten
aufgrund der Richtlinie 79/409/EWG ausgewiesenen besonderen
Schutzgebiete.

(2)Jeder Staat trägt im Verhältnis der in seinem Hoheitsgebiet vorhan-
denen in Absatz 1 genannten natürlichen Lebensraumtypen und
Habitate der Arten zur Errichtung von Natura 2000 bei. Zu diesen
Zweck weist er nach den Bestimmungen des Artikels 4 Gebiete als
besondere Schutzgebiete aus, wobei er den in Absatz 1 genannten
Zielen Rechnung trägt.

(3)Die Mitgliedstaaten werden sich, wo sie dies für erforderlich halten,
bemühen, die ökologische Kohärenz von Natura 2000 durch die Er-
haltung und gegebenenfalls die Schaffung der in Artikel 10 ge-
nannten Landschaftselemente, die von ausschlaggebender Bedeu-
tung für wildlebende Tiere und Pflanzen sind, zu verbessern.

Artikel 4
[Verfahren der Gebietsmeldung]

(1)Anhand der in Anhang III (Phase 1) festgelegten Kriterien und ein-
schlägiger wissenschaftlicher Informationen legt jeder Mitglied-
staat eine Liste von Gebieten vor, in der die in diesen Gebieten vor-
kommenden natürlichen Lebensraumtypen des Anhangs I und ein-
heimischen Arten des Anhangs II aufgeführt sind. Bei Tierarten, die
große Lebensräume beanspruchen, entsprechen diese Gebiete den
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Orten im natürlichen Verbreitungsgebiet dieser Arten, welche die
für ihr Leben und ihre Fortpflanzung ausschlaggebenden physi-
schen und biologischen Elemente aufweisen. Für im Wasser leben-
de Tierarten, die große Lebensräume beanspruchen, werden solche
Gebiete nur vorgeschlagen, wenn sich ein Raum klar abgrenzen
lässt, der die für das Leben und die Fortpflanzung dieser Arten aus-
schlaggebenden physischen und biologischen Elemente aufweist.
Die Mitgliedstaaten schlagen gegebenenfalls die Anpassung dieser
Liste im Lichte der Ergebnisse der in Artikel 11 genannten Überwa-
chung vor.

Binnen drei Jahren nach der Bekanntgabe dieser Richtlinie wird
der Kommission diese Liste gleichzeitig mit den Informationen
über die einzelnen Gebiete zugeleitet. Diese Informationen umfas-
sen eine kartographische Darstellung des Gebietes, seine Bezeich-
nung, seine geographische Lage, seine Größe sowie die Daten, die
sich aus der Anwendung der in Anhang III (Phase 1) genannten
Kriterien ergeben, und werden anhand eines von der Kommission
nach dem Verfahren des Artikels 21 ausgearbeiteten Formulars
übermittelt.

(2)Auf der Grundlage der in Anhang III (Phase 2) festgelegten Kriteri-
en und im Rahmen der fünf in Artikel 1 Buchstabe c) Ziffer iii) er-
wähnten biogeographischen Regionen sowie des in Artikel 2 Absatz
1 genannten Gesamtgebietes erstellt die Kommission jeweils im
Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten aus den Listen der Mitglied-
staaten den Entwurf einer Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung, in der die Gebiete mit einem oder mehreren prioritären
natürlichen Lebensraumtyp(en) oder einer oder mehreren prioritä-
ren Art(en) ausgewiesen sind.

Die Mitgliedstaaten, bei denen Gebiete mit einem oder mehreren
prioritären natürlichen Lebensraumtyp(en) und einer oder mehre-
ren prioritären Art(en) flächenmäßig mehr als 5 v. H. des Hoheits-
gebiets ausmachen, können im Einvernehmen mit der Kommissi-
on beantragen, dass die in Anhang III (Phase 2) angeführten Krite-
rien bei der Auswahl aller in ihrem Hoheitsgebiet liegenden Gebiete
von gemeinschaftlicher Bedeutung flexibler angewandt werden.

Die Liste der Gebiete, die als Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung ausgewählt wurden und in der die Gebiete mit einem oder
mehreren prioritären natürlichen Lebensraumtyp(en) oder einer
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oder mehreren prioritären Art(en) ausgewiesen sind, wird von der
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 21 festgelegt.

(3)Die in Absatz 2 erwähnte Liste wird binnen sechs Jahren nach Be-
kanntgabe dieser Richtlinie erstellt.

(4)Ist ein Gebiet aufgrund des in Absatz 2 genannten Verfahrens als
Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung bezeichnet worden, so
weist der betreffende Mitgliedstaat dieses Gebiet so schnell wie mög-
lich - spätestens aber binnen sechs Jahren - als besonderes Schutz-
gebiet aus und legt dabei die Prioritäten nach Maßgabe der Wich-
tigkeit dieser Gebiete für die Wahrung oder die Wiederherstellung
eines günstigen Erhaltungszustandes eines natürlichen Lebens-
raumtyps des Anhangs I oder einer Art des Anhangs II und für die
Kohärenz des Netzes Natura 2000 sowie danach fest, inwieweit diese
Gebiete von Schädigung oder Zerstörung bedroht sind.

(5)Sobald ein Gebiet in die Liste des Absatzes 2 Unterabsatz 3 aufge-
nommen ist, unterliegt es den Bestimmungen des Artikels 6 Absätze
2, 3 und 4.

Artikel 5
[Vorschlagsrecht der Kommission, Konzertierungsverfahren]

(1)In Ausnahmefällen, in denen die Kommission feststellt, dass ein
Gebiet mit einem prioritären natürlichen Lebensraumtyp oder ei-
ner prioritären Art in einer nationalen Liste nach Artikel 4 Absatz 1
nicht aufgeführt ist, das ihres Erachtens aufgrund von zuverlässi-
gen einschlägigen wissenschaftlichen Daten für den Fortbestand
dieses prioritären natürlichen Lebensraumtyps oder das Überleben
dieser prioritären Art unerlässlich ist, wird ein bilaterales Konzertie-
rungsverfahren zwischen diesem Mitgliedstaat und der Kommissi-
on zum Vergleich der auf beiden Seiten verwendeten wissenschaftli-
chen Daten eingeleitet.

(2)Herrschen nach einem Konzertierungszeitraum von höchstens
sechs Monaten weiterhin Meinungsverschiedenheiten, so übermit-
telt die Kommission dem Rat einen Vorschlag über die Auswahl des
Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung.

(3)Der Rat beschließt einstimmig innerhalb von drei Monaten ab dem
Zeitpunkt, zu dem er mit diesem Vorschlag befasst worden ist.
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(4)Während der Konzertierungsphase und bis zur Beschlussfassung
des Rates unterliegt das betreffende Gebiet den Bestimmungen des
Artikels 6 Absatz 2.

Artikel 6
[Schutzstatus, Verträglichkeitsprüfung]

(1)Für die besonderen Schutzgebiete legen die Mitgliedstaaten die nö-
tigen Erhaltungsmaßnahmen fest, die gegebenenfalls geeignete, ei-
gens für die Gebiete aufgestellte oder in andere Entwicklungspläne
integrierte Bewirtschaftungspläne und geeignete Maßnahmen
rechtlicher, administrativer oder vertraglicher Art umfassen, die den
ökologischen Erfordernissen der natürlichen Lebensraumtypen
nach Anhang I und der Arten nach Anhang II entsprechen, die in
diesen Gebieten vorkommen.

(2)Die Mitgliedstaaten treffen die geeigneten Maßnahmen, um in den
besonderen Schutzgebieten die Verschlechterung der natürlichen
Lebensräume und der Habitate der Arten sowie Störungen von Ar-
ten, für die die Gebiete ausgewiesen worden sind, zu vermeiden, so-
fern solche Störungen sich im Hinblick auf die Ziele dieser Richtli-
nie erheblich auswirken könnten.

(3)Pläne oder Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung des
Gebietes in Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig sind,
die ein solches Gebiet jedoch einzeln oder in Zusammenwirkung
mit anderen Plänen und Projekten erheblich beeinträchtigen
könnten, erfordern eine Prüfung auf Verträglichkeit mit den für
dieses Gebiet festgelegten Erhaltungszielen. Unter Berücksichti-
gung der Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung und vorbehaltlich
des Absatzes 4 stimmen die zuständigen einzelstaatlichen Behörden
dem Plan bzw. Projekt nur zu, wenn sie festgestellt haben, dass das
Gebiet als solches nicht beeinträchtigt wird, und nachdem sie gege-
benenfalls die Öffentlichkeit angehört haben.

(4)Ist trotz negativer Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung aus zwin-
genden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses ein-
schließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art ein Plan oder
Projekt durchzuführen und ist eine Alternativlösung nicht vorhan-
den, so ergreift der Mitgliedstaat alle notwendigen Ausgleichsmaß-
nahmen, um sicherzustellen, dass die globale Kohärenz von Natu-
ra 2000 geschützt ist. Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommissi-
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on über die von ihm ergriffenen Ausgleichsmaßnahmen.

Ist das betreffende Gebiet ein Gebiet, das einen prioritären natürli-
chen Lebensraumtyp und/oder eine prioritäre Art einschließt, so
können nur Erwägungen im Zusammenhang mit der Gesundheit
des Menschen und der öffentlichen Sicherheit oder im Zusammen-
hang mit maßgeblichen günstigen Auswirkungen für die Umwelt
oder, nach Stellungnahme der Kommission, andere zwingende
Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses geltend gemacht
werden.

Artikel 7
[Integration der Vogelschutzgebiete]

Was die nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 79/409/EWG zu be-
sonderen Schutzgebieten erklärten oder nach Artikel 4 Absatz 2 der-
selben Richtlinie als solche anerkannten Gebiete anbelangt, so tre-
ten die Verpflichtungen nach Artikel 6 Absätze 2, 3 und 4 der vorlie-
genden Richtlinie ab dem Datum für die Anwendung der vorliegen-
den Richtlinie bzw. danach ab dem Datum, zu dem das betreffende
Gebiet von einem Mitgliedstaat entsprechend der Richtlinie 79/
409/EWG zum besonderen Schutzgebiet erklärt oder als solches an-
erkannt wird, an die Stelle der Pflichten, die sich aus Artikel 4 Ab-
satz 4 Satz 1 der Richtlinie 79/409/EWG ergeben.

Artikel 8
[Finanzielle Regelungen]

(1)Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission zusammen mit
ihren Vorschlägen für Gebiete, die als besondere Schutzgebiete mit
prioritären natürlichen Lebensraumtypen und/oder prioritären Ar-
ten ausgewiesen werden können, gegebenenfalls ihre Schätzungen
bezüglich der finanziellen Beteiligung der Gemeinschaft, die ihres
Erachtens für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach Artikel 6
Absatz 1 erforderlich ist.

(2)Die Kommission erarbeitet im Benehmen mit jedem betroffenen
Mitgliedstaat für die Gebiete von gemeinschaftlichem Interesse, für
die eine finanzielle Beteiligung beantragt wird, die Maßnahmen,
die für die Wahrung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhal-
tungszustands der prioritären natürlichen Lebensraumtypen und
der prioritären Arten in den betreffenden Gebieten wesentlich sind,
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und ermittelt die Gesamtkosten dieser Maßnahmen.

(3)Die Kommission ermittelt im Benehmen mit den betreffenden Mit-
gliedstaaten die für die Durchführung der Maßnahmen nach Ab-
satz 2 erforderliche Finanzierung einschließlich der finanziellen
Beteiligung der Gemeinschaft; dabei berücksichtigt sie unter ande-
rem die Konzentration der prioritären natürlichen Lebensraumty-
pen und/oder prioritären Arten im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats
und die Belastung jedes Mitgliedstaats durch die erforderlichen
Maßnahmen.

(4)Entsprechend der Schätzung nach den Absätzen 2 und 3 legt die
Kommission unter Berücksichtigung der nach den einschlägigen
Gemeinschaftsinstrumenten verfügbaren Finanzmittel gemäß dem
Verfahren des Artikels 21 einen prioritären Aktionsrahmen von
Maßnahmen fest, die eine finanzielle Beteiligung umfassen und zu
treffen sind, wenn das Gebiet gemäß Artikel 4 Absatz 4 ausgewiesen
worden ist.

(5)Maßnahmen, die mangels ausreichender Mittel in dem vorgenann-
ten Aktionsrahmen nicht berücksichtigt worden sind bzw. in diesen
Aktionsrahmen aufgenommen wurden, für die die erforderliche fi-
nanzielle Beteiligung jedoch nicht oder nur teilweise vorgesehen
wurde, werden nach dem Verfahren des Artikels 21 im Rahmen der
alle zwei Jahre erfolgenden Überprüfung des Aktionsrahmens er-
neut geprüft und können bis dahin von den Mitgliedstaaten zu-
rückgestellt werden. Bei dieser Überprüfung wird gegebenenfalls
der neuen Situation in dem betreffenden Gebiet Rechnung getra-
gen.

(6)In Gebieten, in denen von einer finanziellen Beteiligung abhängige
Maßnahmen zurückgestellt werden, sehen die Mitgliedstaaten von
neuen Maßnahmen ab, die zu einer Verschlechterung des Zustands
dieser Gebiete führen können.

Artikel 9
[Natura 2000-Beurteilung, Gebietsauflösung]

Die Kommission beurteilt im Rahmen des Verfahrens nach Artikel
21 in regelmäßigen Zeitabständen den Beitrag von Natura 2000 zur
Verwirklichung der in den Artikeln 2 und 3 genannten Ziele. In die-
sem Zusammenhang kann die Aufhebung der Klassifizierung als
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besonderes Schutzgebiet in den Fällen erwogen werden, in denen
die gemäß Artikel 11 beobachtete natürliche Entwicklung dies
rechtfertigt.

Artikel 10
[Förderung von Landschaftselementen]

Die Mitgliedstaaten werden sich dort, wo sie dies im Rahmen ihrer
Landnutzungs- und Entwicklungspolitik, insbesondere zur Verbes-
serung der ökologischen Kohärenz von Natura 2000, für erforder-
lich halten, bemühen, die Pflege von Landschaftselementen, die
von ausschlaggebender Bedeutung für wildlebende Tiere und
Pflanzen sind, zu fördern.

Hierbei handelt es sich um Landschaftselemente, die aufgrund ih-
rer linearen, fortlaufenden Struktur (z. B. Flüsse mit ihren Ufern
oder herkömmlichen Feldrainen) oder ihrer Vernetzungsfunktion
(z. B. Teiche oder Gehölze) für die Wanderung, die geographische
Verbreitung und den genetischen Austausch wildlebender Arten we-
sentlich sind.

Artikel 11
[Überwachungsgebot]

Die Mitgliedstaaten überwachen den Erhaltungszustand der in Arti-
kel 2 genannten Arten und Lebensräume, wobei sie die prioritären
natürlichen Lebensraumtypen und die prioritären Arten besonders
berücksichtigen.
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Artenschutz

Artikel 12
[Artenschutz Tiere, Anhang IV]

(1)Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maßnahmen, um ein
strenges Schutzsystem für die in Anhang IV Buchstabe a) genann-
ten Tierarten in deren natürlichen Verbreitungsgebieten einzufüh-
ren; dieses verbietet:
a) alle absichtlichen Formen des Fangs oder der Tötung von aus

der Natur entnommenen Exemplaren dieser Arten;
b) jede absichtliche Störung dieser Arten, insbesondere während

der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wande-
rungszeiten;

c) jede absichtliche Zerstörung oder Entnahme von Eiern aus der
Natur;

d) jede Beschädigung oder Vernichtung der Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten.

(2)Für diese Arten verbieten die Mitgliedstaaten Besitz, Transport, Han-
del oder Austausch und Angebot zum Verkauf oder Austausch von
aus der Natur entnommenen Exemplaren; vor Beginn der Anwend-
barkeit dieser Richtlinie rechtmäßig entnommene Exemplare sind
hiervon ausgenommen.

(3)Die Verbote nach Absatz 1 Buchstaben a) und b) sowie nach Absatz
2 gelten für alle Lebensstadien der Tiere im Sinne dieses Artikels.

(4)Die Mitgliedstaaten führen ein System zur fortlaufenden Überwa-
chung des unbeabsichtigten Fangs oder Tötens der in Anhang IV
Buchstabe a) genannten Tierarten ein. Anhand der gesammelten
Informationen leiten die Mitgliedstaaten diejenigen weiteren Unter-
suchungs- oder Erhaltungsmaßnahmen ein, die erforderlich sind,
um sicherzustellen, dass der unbeabsichtigte Fang oder das unbe-
absichtigte Töten keine signifikanten negativen Auswirkungen auf
die betreffenden Arten haben.
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Artikel 13
[Artenschutz Pflanzen, Anhang IV]

(1)Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um
ein striktes Schutzsystem für die in Anhang IV Buchstabe b) ange-
gebenen Pflanzenarten aufzubauen, das folgendes verbietet:
a) absichtliches Pflücken, Sammeln, Abschneiden, Ausgraben oder

Vernichten von Exemplaren solcher Pflanzen in deren Verbrei-
tungsräumen in der Natur;

b) Besitz, Transport, Handel oder Austausch und Angebot zum Ver-
kauf oder zum Austausch von aus der Natur entnommenen Ex-
emplaren solcher Pflanzen; vor Beginn der Anwendbarkeit die-
ser Richtlinie rechtmäßig entnommene Exemplare sind hier-
von ausgenommen.

(2)Die Verbote nach Absatz 1 Buchstaben a) und b) gelten für alle Le-
bensstadien der Pflanzen im Sinne dieses Artikels.

Artikel 14
[Maßnahmen des Artenschutzes]

(1)Die Mitgliedstaaten treffen, sofern sie es aufgrund der Überwa-
chung gemäß Artikel 11 für erforderlich halten, die notwendigen
Maßnahmen, damit die Entnahme aus der Natur von Exemplaren
der wildlebenden Tier- und Pflanzenarten des Anhangs V sowie de-
ren Nutzung mit der Aufrechterhaltung eines günstigen Erhal-
tungszustands vereinbar sind.

(2)Werden derartige Maßnahmen für erforderlich gehalten, so müssen
sie die Fortsetzung der Überwachung gemäß Artikel 11 beinhalten.
Außerdem können sie insbesondere folgendes umfassen:
- Vorschriften bezüglich des Zugangs zu bestimmten Bereichen;
- das zeitlich oder örtlich begrenzte Verbot der Entnahme von Ex-

emplaren aus der Natur und der Nutzung bestimmter Popula-
tionen;

- die Regelung der Entnahmeperioden und/oder -formen;
- die Einhaltung von dem Erhaltungsbedarf derartiger Populatio-

nen Rechnung tragenden waidmännischen oder fischereilichen
Regeln bei der Entnahme von Exemplaren;

- die Einführung eines Systems von Genehmigungen für die Ent-
nahme oder von Quoten;
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- die Regelung von Kauf, Verkauf, Feilhalten, Besitz oder Trans-
port zwecks Verkauf der Exemplare;

- das Züchten in Gefangenschaft von Tierarten sowie die künstli-
che Vermehrung von Pflanzenarten unter streng kontrollierten
Bedingungen, um die Entnahme von Exemplaren aus der Na-
tur zu verringern;

- die Beurteilung der Auswirkungen der ergriffenen Maßnahmen.

Artikel 15
[Fang-/Transportverbote]

In bezug auf den Fang oder das Töten der in Anhang V Buchstabe
a) genannten wildlebenden Tierarten sowie in den Fällen, in denen
Ausnahmen gemäß Artikel 16 für die Entnahme, den Fang oder die
Tötung der in Anhang IV Buchstabe a) genannten Arten gemacht
werden, verbieten die Mitgliedstaaten den Gebrauch aller nicht-
selektiven Geräte, durch die das örtliche Verschwinden von Popula-
tionen dieser Tierarten hervorgerufen werden könnte oder sie
schwer gestört werden könnten, insbesondere
a) den Gebrauch der in Anhang VI Buchstabe a) genannten Fang-

und Tötungsgeräte;
b) jede Form des Fangs oder Tötens mittels der in Anhang VI

Buchstabe b) genannten Transportmittel.

Artikel 16
[Ausnahmeregelungen zum Artenschutz]

(1)Sofern es keine anderweitige zufriedenstellende Lösung gibt und
unter der Bedingung, dass die Populationen der betroffenen Art in
ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung
ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand ver-
weilen, können die Mitgliedstaaten von den Bestimmungen der Ar-
tikel 12, 13 und 14 sowie des Artikels 15 Buchstaben a) und b) im
folgenden Sinne abweichen:
a) zum Schutz der wildlebenden Tiere und Pflanzen und zur Er-

haltung der natürlichen Lebensräume;
b) zur Verhütung ernster Schäden insbesondere an Kulturen und

in der Tierhaltung sowie an Wäldern, Fischgründen und Gewäs-
sern sowie an sonstigen Formen von Eigentum;

c) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicher-
heit oder aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden
öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirt-
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schaftlicher Art oder positiver Folgen für die Umwelt;
d) zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, der Bestands-

auffüllung und Wiederansiedlung und der für diese Zwecke er-
forderlichen Aufzucht, einschließlich der künstlichen Vermeh-
rung von Pflanzen;

e) um unter strenger Kontrolle, selektiv und in beschränktem Aus-
maß die Entnahme oder Haltung einer begrenzten und von den
zuständigen einzelstaatlichen Behörden spezifizierten Anzahl
von Exemplaren bestimmter Tier- und Pflanzenarten des An-
hangs IV zu erlauben.

(2)Die Mitgliedstaaten legen der Kommission alle zwei Jahre einen mit
dem vom Ausschuss festgelegten Modell übereinstimmenden Be-
richt über die nach Absatz 1 genehmigten Ausnahmen vor. Die
Kommission nimmt zu diesen Ausnahmen binnen zwölf Monaten
nach Erhalt des Berichts Stellung und unterrichtet darüber den
Ausschuss.

(3)In den Berichten ist folgendes anzugeben:
a) die Arten, für die die Ausnahmeregelung gilt, und der Grund der

Ausnahme, einschließlich der Art der Risiken sowie gegebenen-
falls der verworfenen Alternativlösungen und der benutzten wis-
senschaftlichen Daten;

b) die für Fang oder Tötung von Tieren zugelassenen Mittel, Ein-
richtungen oder Methoden und die Gründe für ihren Gebrauch;

c) die zeitlichen und örtlichen Umstände der Ausnahmegenehmi-
gungen;

d) die Behörde, die befugt ist, zu erklären, dass die erforderlichen
Voraussetzungen erfüllt sind, bzw. zu kontrollieren, ob sie er-
füllt sind, und die beschließen kann, welche Mittel, Einrichtun-
gen oder Methoden innerhalb welcher Grenzen und von wel-
chen Stellen verwendet werden dürfen sowie welche Personen
mit der Durchführung betraut werden;

e) die angewandten Kontrollmaßnahmen und die erzielten Ergeb-
nisse.
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Information

Artikel 17
[Durchführungsbericht]

(1) Alle sechs Jahre nach Ablauf der in Artikel 23 vorgesehenen Frist er-
stellen die Mitgliedstaaten einen Bericht über die Durchführung
der im Rahmen dieser Richtlinie durchgeführten Maßnahmen.
Dieser Bericht enthält insbesondere Informationen über die in Arti-
kel 6 Absatz 1 genannten Erhaltungsmaßnahmen sowie die Bewer-
tung der Auswirkungen dieser Maßnahmen auf den Erhaltungszu-
stand der Lebensraumtypen des Anhangs I und der Arten des An-
hangs II sowie die wichtigsten Ergebnisse der in Artikel 11 genann-
ten Überwachung. Dieser Bericht, dessen Form mit dem vom Aus-
schuss aufgestellten Modell übereinstimmt, wird der Kommission
übermittelt und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

(2) Die Kommission arbeitet auf der Grundlage der in Absatz 1 er-
wähnten Berichte einen zusammenfassenden Bericht aus. Dieser
Bericht enthält eine zweckdienliche Bewertung der erzielten Fort-
schritte, insbesondere des Beitrags von Natura 2000 zur Verwirkli-
chung der in Artikel 3 aufgeführten Ziele. Der Teil des Berichtsent-
wurfs, der die von einem Mitgliedstaat übermittelten Informatio-
nen betrifft, wird den Behörden des betreffenden Mitgliedstaats zur
Überprüfung unterbreitet. Die endgültige Fassung des Berichts wird
zunächst dem Ausschuss unterbreitet und wird spätestens zwei Jah-
re nach Vorlage der Berichte gemäß Absatz 1 sowie des Kommissi-
onsberichts veröffentlicht und den Mitgliedstaaten, dem Europäi-
schen Parlament, dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss zugeleitet.

(3) Die Mitgliedstaaten können die nach dieser Richtlinie ausgewiese-
nen Gebiete durch vom Ausschuss eigens hierzu erarbeitete Ge-
meinschaftsschilder kennzeichnen.
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Forschung

Artikel 18

(1)Die Mitgliedstaaten und die Kommission fördern die erforderliche
Forschung und die notwendigen wissenschaftlichen Arbeiten im
Hinblick auf die Ziele nach Artikel 2 und die Verpflichtung nach Ar-
tikel 11. Sie tauschen Informationen aus im Hinblick auf eine gute
Koordinierung der Forschung auf den Ebenen der Mitgliedstaaten
und der Gemeinschaft.

(2)Besondere Aufmerksamkeit wird den wissenschaftlichen Arbeiten
gewidmet, die zur Durchführung der Artikel 4 und 10 erforderlich
sind; die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Mitglied-
staaten auf dem Gebiet der Forschung wird gefördert.

Verfahren zur Änderung der Anhänge

Artikel 19

Die Änderungen, die zur Anpassung der Anhänge I, II, III, V und VI
an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt erforderlich
sind, werden vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi-
zierter Mehrheit beschlossen.

Die Änderungen, die zur Anpassung des Anhangs IV an den techni-
schen und wissenschaftlichen Fortschritt erforderlich sind, werden
vom Rat auf Vorschlag der Kommission einstimmig beschlossen.
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Ausschuss

Artikel 20

Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt.

Artikel 21

(1)Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so gelten die Artikel 5
und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen
Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG
wird auf drei Monate festgesetzt.

(2)Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Ergänzende Bestimmungen

Artikel 22
[Wiederansiedelung u.a.]

Bei der Ausführung der Bestimmungen dieser Richtlinie gehen die
Mitgliedstaaten wie folgt vor:
a) Sie prüfen die Zweckdienlichkeit einer Wiederansiedlung von in

ihrem Hoheitsgebiet heimischen Arten des Anhangs IV, wenn
diese Maßnahme zu deren Erhaltung beitragen könnte, voraus-
gesetzt, eine Untersuchung hat unter Berücksichtigung unter
anderem der Erfahrungen der anderen Mitgliedstaaten oder an-
derer Betroffener ergeben, dass eine solche Wiederansiedlung
wirksam zur Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszu-
standes der betreffenden Arten beiträgt, und die Wiederansied-
lung erfolgt erst nach entsprechender Konsultierung der betrof-
fenen Bevölkerungskreise;

b) sie sorgen dafür, dass die absichtliche Ansiedlung in der Natur
einer in ihrem Hoheitsgebiet nicht heimischen Art so geregelt
wird, dass weder die natürlichen Lebensräume in ihrem natür-
lichen Verbreitungsgebiet noch die einheimischen wildlebenden
Tier- und Pflanzenarten geschädigt werden; falls sie es für not-
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wendig erachten, verbieten sie eine solche Ansiedlung. Die Er-
gebnisse der Bewertungsstudien werden dem Ausschuss zur Un-
terrichtung mitgeteilt;

c) sie fördern erzieherische Maßnahmen und die allgemeine In-
formation in bezug auf die Notwendigkeit des Schutzes der
wildlebenden Tier- und Pflanzenarten und der Erhaltung ihrer
Habitate sowie natürlichen Lebensräume.

Schlussbestimmungen

Artikel 23

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften, um dieser Richtlinie binnen zwei Jahren nach
ihrer Bekanntgabe nachzukommen. Sie setzen die Kommission
unverzüglich davon in Kenntnis.

(2) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1 erlassen, neh-
men sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit-
gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wich-
tigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem un-
ter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 24

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.



29

Anhang I

Natürliche Lebensräume von gemeinschaftlichem
Interesse, für deren Erhaltung besondere
Schutzgebiete ausgewiesen werden müssen1

Die vierstellige Zahl entspricht dem EU-Code, der u.a. in den Stan-
dard-Datenbögen angegeben ist.

Das Zeichen * bedeutet prioritärer Lebensraumtyp.

1. Watt und Salzwiesen
1340 * Salzwiesen im Binnenland

2. Dünen an Meeresküsten und im Binnenland
23. Dünen im Binnenland (alt und entkalkt)
2310 Trockene Sandheiden mit Calluna und Genista
2330 Dünen mit offenen Grasflächen mit Corynephorus und Agrostis

3. Süßwasserlebensräume
31. Stehende Gewässer
3130 Oligo- bis mesotrophe stehende Gewässer mit Vegetation der Lit-

torelletea uniflorae und/oder der Isoeto-Nanojuncetea
3140 Oligo- bis mesotrophe kalkhaltige Gewässer mit benthischer Ve-

getation aus Armleuchteralgen
3150 Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation des Magnopo-

tamions oder Hydrocharitions
3160 Dystrophe Seen und Teiche
3180 * Turloughs

32. Fließgewässer - Abschnitte von Wasserläufen mit natürli-
cher bzw. naturnaher Dynamik (kleine, mittlere und große
Fließgewässer), deren Wasserqualität keine nennenswerte
Beeinträchtigung aufweist

3220 Alpine Flüsse mit krautiger Ufervegetation
3230 Alpine Flüsse mit Ufergehölzen von Myricaria germanica
3240 Alpine Flüsse mit Ufergehölzen von Salix eleagnos
3260 Flüsse der planaren bis montanen Stufe mit Vegetation des Ra-

nunculion fluitantis und des Callitricho-Batrachion

1 Auszug - die in Bayern vorkommenden Lebensraumtypen



30

3270 Flüsse mit Schlammbänken mit Vegetation des Chenopodion
rubri p.p. und des Bidention p.p.

4. Gemäßigte Heide- und Buschvegetation
4030 Trockene europäische Heiden
4060 Alpine und boreale Heiden
4070 * Buschvegetation mit Pinus mugo und Rhododendron hirsutum

(Mugo-Rhododendretum hirsuti)

5. Hartlaubgebüsche
51. Gebüsche des submediterranen und gemäßigten Raumes
5130 Formationen von Juniperus communis

auf Kalkheiden und -rasen

6. Natürliches und naturnahes Grasland
61. Natürliches Grasland
6110 * Lückige basophile oder Kalk-Pionierrasen (Alysso-Sedion albi)
6120 * Trockene, kalkreiche Sandrasen
6150 Boreo-alpines Grasland auf Silikatsubstraten
6170 Alpine und subalpine Kalkrasen

62. Naturnahes trockenes Grasland und Verbuschungsstadien
6210 * Naturnahe Kalk-Trockenrasen und deren Verbuschungsstadien

(Festuco-Brometalia)(* besondere Bestände mit bemerkens-
werten Orchideen)

6230 * Artenreiche montane Borstgrasrasen (und submontan auf dem
europäischen Festland) auf Silikatböden

6240 * Subpannonische Steppen-Trockenrasen

64. Naturnahes feuchtes Grasland mit hohen Gräsern
6410 Pfeifengraswiesen auf kalkreichem Boden, torfigen und tonig-

schluffigen Böden (Molinion caeruleae)
6430 Feuchte Hochstaudenfluren der planaren und montanen bis al-

pinen Stufe
6440 Brenndolden-Auenwiesen (Cnidion dubii)

65. Mesophiles Grünland
6510 Magere Flachland-Mähwiesen (Alopecurus pratensis, Sangui-

sorba officinalis)
6520 Berg-Mähwiesen
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7. Hoch- und Niedermoore
71. Saure Moore mit Sphagnum
7110 * Lebende Hochmoore
7120 Noch renaturierungsfähige degradierte Hochmoore
7140 Übergangs- und Schwingrasenmoore
7150 Torfmoor-Schlenken (Rhynchosporion)

72. Kalkreiche Niedermoore
7210 * Kalkreiche Sümpfe mit Cladium mariscus und Arten des Carici -

on davallianae
7220 * Kalktuffquellen (Cratoneurion)
7230 Kalkreiche Niedermoore
7240 * Alpine Pionierformationen des Caricion bicoloris-atrofuscae

8. Felsige Lebensräume mit Höhlen
81. Geröll- und Schutthalden
8110 Silikatschutthalden der montanen bis nivalen Stufe (Androsa

cetalia alpinae und Galeopsietalia ladani)
8120 Kalk- und Kalkschieferschutt-Halden der montanen bis alpinen

Stufe (Thlaspietea rotundifolii)
8150 Kieselhaltige Schutthalden der Berglagen Mitteleuropas
8160 * Kalkhaltige Schutthalden der collinen bis montanen Stufe Mit-

teleuropas

82. Steinige Felsabhänge mit Felsspaltenvegetation
8210 Kalkfelsen mit Felsspaltenvegetation
8220 Silikatfelsen mit Felsspaltenvegetation
8230 Silikatfelsen mit Pioniervegetation des Sedo-Scleranthion oder

des Sedo albi-Veronicion dillenii

83. Andere felsige Lebensräume
8310 Nicht touristisch erschlossene Höhlen
8340 Permanente Gletscher

9. Wälder
91. Wälder des gemäßigten Europas
9110 Hainsimsen-Buchenwald (Luzulo-Fagetum)
9130 Waldmeister-Buchenwald (Asperulo-Fagetum)
9140 Mitteleuropäischer subalpiner Buchenwald mit Ahorn und

Rumex arifolius
9150 Mitteleuropäischer Orchideen-Kalk-Buchenwald

(Cephalanthero-Fagion)
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9160 Subatlantischer oder mitteleuropäischer Stieleichenwald oder
Hainbuchenwald (Carpinion betuli)

9170 Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald Galio-Carpinetum
9180 * Schlucht- und Hangmischwälder Tilio-Acerion
91D0 *Moorwälder
91E0 *Auenwälder mit Alnus glutinosa und Fraxinus excelsior (Alno-

Padion, Alnion incanae, Salicion albae)
91F0 Hartholzauenwälder mit Quercus robur, Ulmus laevis,

Ulmus minor, Fraxinus excelsior oder Fraxinus angustifolia
(Ulmenion minoris)

94. Gemäßigte Berg- und Nadelwälder
9410 Montane bis alpine bodensaure Fichtenwälder

(Vaccinio-Piceetea)
9420 Alpiner Lärchen- und/oder Arvenwald
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Anhang II

Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem
Interesse, für deren Erhaltung besondere
Schutzgebiete ausgewiesen werden müssen1

Die vierstellige Zahl entspricht dem EU-Code, der u.a. in den Stan-
dard-Datenbögen angegeben ist.

Das Zeichen * bedeutet  prioritäre Art.

Angegeben sind deutscher und wissenschaftlicher Artname
[ggf. auch alter bzw. in anderen Veröffentlichungen abweichender
Name].

a) Tiere
Wirbellose

Schnecken
1013 Vierzähnige Windelschnecke Vertigo geyeri
1014 Schmale Windelschnecke Vertigo angustior
1016 Bauchige Windelschnecke Vertigo moulinsiana

Muscheln
1029 Flussperlmuschel Margaritifera margaritifera
1032 Bachmuschel Unio crassus

Libellen
1037 Grüne Keiljungfer Ophiogomphus cecilia
1042 Große Moosjungfer Leucorrhinia pectoralis
1044 Helm-Azurjungfer Coenagrion mercuriale

Schmetterlinge
1052 Kleiner Maivogel Euphydryas maturna
1059 Heller Wiesenknopf- Glaucopsyche

Ameisenbläuling [Maculinea] teleius
1060 Großer Feuerfalter Lycaena dispar
1061 Dunkler Wiesenknopf- Glaucopsyche

Ameisenbläuling [Maculinea] nausithous

1 Auszug - die in Bayern vorkommenden Arten



34

1065 Skabiosen-Scheckenfalter Euphydryas aurinia
1074 Heckenwollafter Eriogaster catax
1078 * Spanische Flagge Euplagia [Callimorpha]

quadripunctaria

Käfer
1079 Veilchenblauer

Wurzelhalsschnellkäfer Limoniscus violaceus
1081 Breitrand Dytiscus latissimus
1083 Hirschkäfer Lucanus cervus
1084 * Eremit Osmoderma eremita
1086 Scharlachkäfer Cucujus cinnaberinus
1087 * Alpenbock Rosalia alpina
1088 Heldbock Cerambyx cerdo
1914 * Hochmoor-Laufkäfer Carabus menetriesi ssp.

pacholei
1927 Gestreifter Bergwald-Bohrkäfer Stephanopachys substriatus

Wirbeltiere
Fische
1096 Bachneunauge Lampetra planeri
1098 Donau-Neunauge Eudontomyzon mariae

[E. danfordi, E. vladykovi]
1105 Huchen Hucho hucho
1114 Frauennerfling, Frauenfisch Rutilus pigus [R. p. virgo]
1124 Weißflossiger Gründling Gobio albipinnatus
1130 Rapfen Aspius aspius
1131 Strömer Leuciscus souffia agassizi
1134 Bitterling Rhodeus sericeus amarus

[R. amarus]
1139 Perlfisch Rutilus frisii meidingeri

[R. meidingeri]
1141 Mairenke Chalcalburnus chalcoides

mento
1145 Schlammpeitzger Misgurnus fossilis
1149 Steinbeißer Cobitis taenia
1157 Schrätzer Gymnocephalus schraetser

[Acerina od. G. schraetzer]
1159 Zingel Zingel zingel
1160 Streber Zingel streber
1163 Groppe Cottus gobio
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Amphibien
1166 Kammmolch Triturus cristatus
1193 Gelbbauchunke, Bergunke Bombina variegata

Säugetiere
1303 Kleine Hufeisennase Rhinolophus hipposideros
1304 Große Hufeisennase Rhinolophus ferrumequinum
1308 Mopsfledermaus Barbastella barbastellus
1321 Wimperfledermaus Myotis emarginatus
1323 Bechsteinfledermaus Myotis bechsteini
1324 Großes Mausohr Myotis myotis
1337 Biber Castor fiber
1355 Fischotter Lutra lutra
1361 Luchs Lynx lynx

b) Pflanzen

Moose und Farne
1379 Mannie Mannia triandra
1380 Gekieltes Zweiblattmoos Distichophyllum carinatum
1381 Grünes Besenmoos Dicranum viride
1386 Grünes Koboldmoos Buxbaumia viridis
1393 Firnisglänzendes Sichelmoos Hamatocaulis

[Drepanocladus] vernicosus
1394 Kärntener Spatenmoos Scapania carinthiaca

[S. massalongi]
1399 Rudolphs Trompetenmoos Tayloria rudolphiana
1421 Prächtiger Dünnfarn Trichomanes speciosum

Blütenpflanzen
1477 Finger-Küchenschelle Pulsatilla patens
1528 Moor-Steinbrech Saxifraga hirculus
1614 Kriechender Scheiberich Apium repens
1670 Bodensee-Vergissmeinnicht Myosotis rehsteineri
1805 * Sand-Silberscharte Jurinea cyanoides
1832 Herzlöffel Caldesia parnassiifolia
1881 * Bayerisches Federgras Stipa pulcherrima ssp. bavarica
1882 Dicke Trespe Bromus grossus
1902 Frauenschuh Cypripedium calceolus
1903 Sumpf-Glanzkraut Liparis loeselii
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ANHANG III

Kriterien zur Auswahl der Gebiete, die als Gebiete von
gemeinschaftlicher Bedeutung bestimmt und als
besondere Schutzgebiete ausgewiesen werden könnten

[Nationale Bewertung]

Phase 1:
Für jeden natürlichen Lebensraumtyp des Anhangs I und jede
Art des Anhangs II (einschließlich der prioritären natürlichen
Lebensraumtypen und der prioritären Arten) auf nationaler
Ebene vorzunehmende Beurteilung der relativen Bedeutung
der Gebiete

A. Kriterien zur Beurteilung der Bedeutung des Gebietes für einen na-
türlichen Lebensraumtyp des Anhangs I
a) Repräsentativitätsgrad des in diesem Gebiet vorkommenden na-

türlichen Lebensraumtyps.
b) Vom natürlichen Lebensraumtyp eingenommene Fläche im Ver-

gleich zur Gesamtfläche des betreffenden Lebensraumtyps im
gesamten Hoheitsgebiet des Staates.

c) Erhaltungsgrad der Struktur und der Funktionen des betreffen-
den natürlichen Lebensraumtyps und Wiederherstellungsmög-
lichkeit.

d) Gesamtbeurteilung des Wertes des Gebietes für die Erhaltung
des betreffenden natürlichen Lebensraumtyps.

B. Kriterien zur Beurteilung der Bedeutung des Gebiets für eine gegebe-
ne Art des Anhangs II
a) Populationsgröße und -dichte der betreffenden Art in diesem

Gebiet im Vergleich zu den Populationen im ganzen Land.
b) Erhaltungsgrad der für die betreffende Art wichtigen Habitats-

elemente und Wiederherstellungsmöglichkeit.
c) Isolierungsgrad der in diesem Gebiet vorkommenden Populati-

on im Vergleich zum natürlichen Verbreitungsgebiet der jeweili-
gen Art.

d) Gesamtbeurteilung des Wertes des Gebietes für die Erhaltung
der betreffenden Art.
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C. Anhand dieser Kriterien stufen die Mitgliedstaaten die Gebiete, die
sie mit der nationalen Liste vorschlagen, als Gebiete ein, die auf-
grund ihres relativen Werts für die Erhaltung jedes/jeder der in An-
hang I bzw. II genannten natürlichen Lebensraumtypen bzw. Arten
als Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung bestimmt werden
könnten.

D. In dieser Liste werden die Gebiete aufgeführt, die die prioritären na-
türlichen Lebensraumtypen und Arten beherbergen, die von den
Mitgliedstaaten anhand der Kriterien der Abschnitte A und B ausge-
wählt wurden.

[gemeinschaftliche Bewertung (EU-Ebene)]

Phase 2:
Beurteilung der gemeinschaftlichen Bedeutung der in den na-
tionalen Listen enthaltenen Gebiete

1. Alle von den Mitgliedstaaten in Phase I ermittelten Gebiete, die
prioritäre natürliche Lebensraumtypen bzw. Arten beherbergen,
werden als Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung betrachtet.

2. Bei der Beurteilung der Bedeutung der anderen in die Listen der
Mitgliedstaaten aufgenommenen Gebiete für die Gemeinschaft, d.
h. ihres Beitrags zur Wahrung oder Wiederherstellung eines günsti-
gen Erhaltungszustands eines natürlichen Lebensraums des An-
hangs I oder einer Art des Anhangs II bzw. ihres Beitrags zur Kohä-
renz von Natura 2000, werden folgende Kriterien angewandt:
a) relativer Wert des Gebietes auf nationaler Ebene;
b) geographische Lage des Gebietes in bezug auf die Zugwege von

Arten des Anhangs II sowie etwaige Zugehörigkeit zu einem zu-
sammenhängenden Ökosystem beiderseits einer oder mehrerer
Grenzen innerhalb der Gemeinschaft;

c) Gesamtfläche des Gebietes;
d) Zahl der in diesem Gebiet vorkommenden natürlichen Lebens-

raumtypen des Anhangs I und der Arten des Anhangs II;
e) ökologischer Gesamtwert des Gebietes für die betroffene(n)

biogeographische(n) Region(en) und/oder für das gesamte Ho-
heitsgebiet nach Artikel 2, sowohl aufgrund der Eigenart oder
Einzigartigkeit seiner Komponenten als auch aufgrund von de-
ren Zusammenwirken.
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Vogelschutz-Richtlinie (79/409/EWG)1

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
Nr. L 103 vom 25.4.1979 S. 1,
zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 807/2003
des Rates vom 14.4.2003, ABl. Nr. L 122 vom 16.5.2003, S. 36

Hinweise:

Artikelüberschriften in eckigen Klammern dienen der schnelleren
Übersicht und gehören nicht zum amtlichen Originaltext.

Von einem vollständigen Abdruck der Anhänge wurde abgesehen.

1 Richtlinie des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten
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Der Rat der Europäischen Gemeinschaften -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 235,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Erklärung des Rates vom 22. November 1973 über ein Aktions-
programm der Europäischen Gemeinschaften für den Umwelt-
schutz sieht Sonderaktionen für den Vogelschutz vor; diese Aktio-
nen werden ergänzt durch die Entschließung des Rates der Euro-
päischen Gemeinschaften und der im Rat vereinigten Vertreter der
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 17. Mai 1977 zur Fortschrei-
bung und Durchführung der Umweltpolitik und des Aktionspro-
gramms der Europäischen Gemeinschaften für den Umweltschutz.

Bei vielen im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten wildlebenden
Vogelarten ist ein Rückgang der Bestände festzustellen, der in be-
stimmten Fällen sehr rasch vonstatten geht. Dieser Rückgang bil-
det eine ernsthafte Gefahr für die Erhaltung der natürlichen Um-
welt, da durch diese Entwicklung insbesondere das biologische
Gleichgewicht bedroht wird.

Bei den im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten wildlebenden
Vogelarten handelt es sich zum großen Teil um Zugvogelarten; die-
se Arten stellen ein gemeinsames Erbe dar; daher ist der wirksame
Schutz dieser Vogelarten ein typisch grenzübergreifendes Umwelt-
problem, das gemeinsame Verantwortlichkeiten mit sich bringt.

In Grönland sind die Existenzbedingungen für Vögel grundsätzlich
verschieden von denen in den anderen Gegenden im europäischen
Gebiet der Mitgliedstaaten; dies beruht auf den allgemeinen Gege-
benheiten wie insbesondere dem Klima, der geringen Bevölke-
rungsdichte sowie auf der außergewöhnlichen Ausdehnung und
geographischen Lage dieser Insel.
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Aus diesem Grund kann diese Richtlinie auf Grönland keine An-
wendung finden.

Die Erhaltung der im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten
wildlebenden Vogelarten ist für die Verwirklichung der Gemein-
schaftsziele auf den Gebieten der Verbesserung der Lebensbedin-
gungen, einer harmonischen Entwicklung der Wirtschaftstätigkeit in
der gesamten Gemeinschaft und einer ständigen und ausgewogenen
Expansion im Rahmen des Gemeinsamen Marktes erforderlich; die
in diesem Bereich erforderlichen besonderen Befugnisse sind je-
doch nicht im Vertrag vorgesehen.

Die zu treffenden Maßnahmen müssen sich auf die verschiedenen
auf die Vogelbestände einwirkenden Faktoren erstrecken, und zwar
auf die nachteiligen Folgen der menschlichen Tätigkeiten wie ins-
besondere Zerstörung und Verschmutzung der Lebensräume der
Vögel, Fang und Ausrottung der Vögel durch den Menschen sowie
den durch diese Praktiken bewirkten Handel; der Umfang dieser
Maßnahmen muss daher im Rahmen einer Vogelschutzpolitik der
Situation der einzelnen Vogelarten angepasst werden.

Bei der Erhaltung der Vogelarten geht es um den langfristigen
Schutz und die Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen als Be-
standteil des gemeinsamen Erbes der europäischen Völker; sie ge-
stattet die Regulierung dieser Ressourcen und regelt deren Nutzung
auf der Grundlage von Maßnahmen, die für die Aufrechterhaltung
und Anpassung des natürlichen Gleichgewichts der Arten innerhalb
vertretbarer Grenzen erforderlich sind.

Schutz, Pflege oder Wiederherstellung einer ausreichenden Vielfalt
und einer ausreichenden Flächengröße der Lebensräume ist für die
Erhaltung aller Vogelarten unentbehrlich; für einige Vogelarten
müssen besondere Maßnahmen zur Erhaltung ihres Lebensraums
getroffen werden, um Fortbestand und Fortpflanzung dieser Arten
in ihrem Verbreitungsgebiet zu gewährleisten; diese Maßnahmen
müssen auch die Zugvogelarten berücksichtigen und im Hinblick
auf die Schaffung eines zusammenhängenden Netzes koordiniert
werden.
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Damit sich kommerzielle Interessen nicht negativ auf den Umfang
der Entnahme auswirken können, muss die Vermarktung allge-
mein verboten werden und jedwede Ausnahmeregelung ausschließ-
lich auf diejenigen Vogelarten beschränkt werden, deren biologi-
scher Status dies zulässt; hierbei ist den besonderen Gegebenheiten
in den verschiedenen Gegenden Rechnung zu tragen.

Einige Arten können aufgrund ihrer großen Bestände, ihrer geo-
graphischen Verbreitung und ihrer Vermehrungsfähigkeit in der
gesamten Gemeinschaft Gegenstand einer jagdlichen Nutzung
sein; dies stellt eine zulässige Nutzung dar, sofern bestimmte Gren-
zen gesetzt und eingehalten werden und diese Nutzung mit der Er-
haltung der Bestände dieser Arten auf ausreichendem Niveau ver-
einbar ist.

Die Mittel, Einrichtungen und Methoden für den massiven oder
wahllosen Fang oder das massive oder wahllose Töten sowie die
Verfolgung aus bestimmten Beförderungsmitteln heraus sind we-
gen der übermäßigen Bestandsminderung, die dadurch bei den be-
treffenden Vogelarten eintritt oder eintreten kann, zu untersagen.

Wegen der Bedeutung, die bestimmte besondere Situationen haben
können, ist die Möglichkeit einer Abweichung von der Richtlinie
unter bestimmten Bedingungen in Verbindung mit einer Überwa-
chung durch die Kommission vorzusehen.

Die Erhaltung der Vögel, vor allem der Zugvögel, stellt noch immer
Probleme, an deren Lösung wissenschaftlich gearbeitet werden
muss. Aufgrund dieser Arbeiten wird es ferner möglich sein, die
Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen zu bewerten.

Es ist im Benehmen mit der Kommission dafür Sorge zu tragen,
dass durch das etwaige Ansiedeln von normalerweise nicht wildle-
benden Vogelarten in dem europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten
nicht die örtliche Flora und Fauna beeinträchtigt werden.

Die Kommission erstellt alle drei Jahre einen zusammenfassenden
Bericht auf der Grundlage der ihr von den Mitgliedstaaten übermit-
telten Informationen über die Anwendung der gemäß dieser Richt-
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linie erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften und leitet diesen den
Mitgliedstaaten zu.

Der technische und wissenschaftliche Fortschritt macht eine rasche
Anpassung bestimmter Anhänge erforderlich. Um die Durchfüh-
rung der hierfür notwendigen Maßnahmen zu erleichtern, ist ein
Verfahren vorzusehen, mit dem eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission in einem Aus-
schuss für Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen
Fortschritt eingeführt wird

- hat folgende Richtlinie erlassen:
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Artikel 1
[Schutzziel, Geltungsbereich]

(1)Diese Richtlinie betrifft die Erhaltung sämtlicher wildlebenden Vo-
gelarten, die im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten, auf wel-
ches der Vertrag Anwendung findet, heimisch sind. Sie hat den
Schutz, die Bewirtschaftung und die Regulierung dieser Arten zum
Ziel und regelt die Nutzung dieser Arten.

(2)Sie gilt für Vögel, ihre Eier, Nester und Lebensräume.

(3)Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf Grönland.

Artikel 2
[Schutz der Bestände]

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die
Bestände aller unter Artikel 1 fallenden Vogelarten auf einem Stand
zu halten oder auf einen Stand zu bringen, der insbesondere den
ökologischen, wissenschaftlichen und kulturellen Erfordernissen
entspricht, wobei den wirtschaftlichen und freizeitbedingten Erfor-
dernissen Rechnung getragen wird.

Artikel 3
[Maßnahmen zur Erhaltung/Wiederherstellung der Lebensräume]

(1)Die Mitgliedstaaten treffen unter Berücksichtigung der in Artikel 2
genannten Erfordernisse die erforderlichen Maßnahmen, um für
alle unter Artikel 1 fallenden Vogelarten eine ausreichende Vielfalt
und eine ausreichende Flächengröße der Lebensräume zu erhalten
oder wieder herzustellen.

(2)Zur Erhaltung und Wiederherstellung der Lebensstätten und Le-
bensräume gehören insbesondere folgende Maßnahmen:

a) Einrichtung von Schutzgebieten,
b) Pflege und ökologisch richtige Gestaltung der Lebensräume

in und außerhalb von Schutzgebieten,
c) Wiederherstellung zerstörter Lebensstätten,
d) Neuschaffung von Lebensstätten.
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Artikel 4
[Schutzgebietsausweisung]

(1)Auf die in Anhang I aufgeführten Arten sind besondere Schutzmaß-
nahmen hinsichtlich ihrer Lebensräume anzuwenden, um ihr
Überleben und ihre Vermehrung in ihrem Verbreitungsgebiet si-
cherzustellen.

In diesem Zusammenhang ist folgendes zu berücksichtigen:

a) vom Aussterben bedrohte Arten,
b) gegen bestimmte Veränderungen ihrer Lebensräume empfind-

liche Arten,
c) Arten, die wegen ihres geringen Bestands oder ihrer be-

schränkten örtlichen Verbreitung als selten gelten,
d) andere Arten, die aufgrund des spezifischen Charakters ihres

Lebensraums einer besonderen Aufmerksamkeit bedürfen.

Bei den Bewertungen werden Tendenzen und Schwankungen der
Bestände der Vogelarten berücksichtigt.

Die Mitgliedstaaten erklären insbesondere die für die Erhaltung
dieser Arten zahlen- und flächenmäßig geeignetsten Gebiete zu
Schutzgebieten, wobei die Erfordernisse des Schutzes dieser Arten in
dem geographischen Meeres- und Landgebiet, in dem diese Richtli-
nie Anwendung findet, zu berücksichtigen sind.

(2)Die Mitgliedstaaten treffen unter Berücksichtigung der Schutzerfor-
dernisse in dem geographischen Meeres- und Landgebiet, in dem
diese Richtlinie Anwendung findet, entsprechende Maßnahmen für
die nicht in Anhang I aufgeführten, regelmäßig auftretenden Zug-
vogelarten hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- und Überwin-
terungsgebiete sowie der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten.
Zu diesem Zweck messen die Mitgliedstaaten dem Schutz der
Feuchtgebiete und ganz besonders der international bedeutsamen
Feuchtgebiete besondere Bedeutung bei.

(3)Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission alle sachdienli-
chen Informationen, so dass diese geeignete Initiativen im Hin-
blick auf die erforderliche Koordinierung ergreifen kann, damit die
in Absatz 1 und die in Absatz 2 genannten Gebiete ein zusammen-
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hängendes Netz darstellen, das den Erfordernissen des Schutzes der
Arten in dem geographischen Meeres- und Landgebiet, in dem die-
se Richtlinie Anwendung findet, Rechnung trägt.

(4)Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um die Ver-
schmutzung oder Beeinträchtigung der Lebensräume sowie die Be-
lästigung der Vögel, sofern sich diese auf die Zielsetzungen dieses
Artikels erheblich auswirken, in den Absätzen 1 und 2 genannten
Schutzgebieten zu vermeiden. Die Mitgliedstaaten bemühen sich
ferner, auch außerhalb dieser Schutzgebiete die Verschmutzung
oder Beeinträchtigung der Lebensräume zu vermeiden.

Artikel 5
[Direkte Artenschutzregelungen]

Unbeschadet der Artikel 7 und 9 treffen die Mitgliedstaaten die er-
forderlichen Maßnahmen zur Schaffung einer allgemeinen Rege-
lung zum Schutz aller unter Artikel 1 fallenden Vogelarten, insbe-
sondere das Verbot
a) des absichtlichen Tötens oder Fangens, ungeachtet der ange-

wandten Methode;
b) der absichtlichen Zerstörung oder Beschädigung von Nestern

und Eiern und der Entfernung von Nestern;
c) des Sammelns der Eier in der Natur und des Besitzes dieser

Eier, auch in leerem Zustand;
d) ihres absichtlichen Störens, insbesondere während der Brut-

und Aufzuchtzeit, sofern sich diese Störung auf die Zielset-
zung dieser Richtlinie erheblich auswirkt;

e) des Haltens von Vögeln der Arten, die nicht bejagt oder gefan-
gen werden dürfen.

Artikel 6
[Handelsverbote]

(1)Unbeschadet der Absätze 2 und 3 untersagen die Mitgliedstaaten für
alle unter Artikel 1 fallenden Vogelarten den Verkauf von lebenden
und toten Vögeln und von deren ohne weiteres erkennbaren Teilen
oder aus diesen Tieren gewonnenen Erzeugnissen sowie deren Be-
förderung und Halten für den Verkauf und das Anbieten zum Ver-
kauf.
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(2)Die Tätigkeiten nach Absatz 1 sind für die in Anhang III Teil 1 ge-
nannten Arten nicht untersagt, sofern die Vögel rechtmäßig getötet
oder gefangen oder sonst rechtmäßig erworben worden sind.

(3)Die Mitgliedstaaten können in ihrem Gebiet die Tätigkeiten nach
Absatz 1 bei den in Anhang III Teil 2 aufgeführten Vogelarten ge-
nehmigen und dabei Beschränkungen vorsehen, sofern die Vögel
rechtmäßig getötet oder gefangen oder sonst rechtmäßig erworben
worden sind.

Die Mitgliedstaaten, die eine solche Genehmigung erteilen wollen,
konsultieren vorher die Kommission, mit der sie prüfen, ob durch
eine Vermarktung von Vögeln der betreffenden Art aller Voraussicht
nach die Populationsgröße, die geographische Verbreitung oder die
Vermehrungsfähigkeit dieser Arten in der gesamten Gemeinschaft
gefährdet würde oder gefährdet werden könnte. Ergibt diese Prü-
fung, dass die beabsichtigte Genehmigung nach Ansicht der Kom-
mission zu einer der obengenannten Gefährdungen führt oder füh-
ren kann, so richtet die Kommission an den Mitgliedstaat eine be-
gründete Empfehlung, mit der einer Vermarktung der betreffenden
Art widersprochen wird. Besteht eine solche Gefährdung nach Auf-
fassung der Kommission nicht, so teilt sie dies dem Mitgliedstaat
mit.

Die Empfehlung der Kommission wird im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften veröffentlicht.

Der Mitgliedstaat, der eine Genehmigung nach diesem Absatz er-
teilt, prüft in regelmäßigen Zeitabständen, ob die Voraussetzungen
für die Erteilung dieser Genehmigung noch vorliegen.

(4)Hinsichtlich der in Anhang III Teil 3 aufgeführten Arten führt die
Kommission Untersuchungen über ihren biologischen Status und
die Auswirkungen der Vermarktung darauf durch.

Sie unterbreitet spätestens 4 Monate vor dem Ende der in Artikel 18
Absatz 1 genannten Frist dem in Artikel 16 genannten Ausschuss ei-
nen Bericht und macht Vorschläge im Hinblick auf die Aufnahme
dieser Arten in Anhang III Teil 2.
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Bis zu diesem Beschluss können die Mitgliedstaaten vorbehaltlich
des Absatzes 3 auf diese Arten die bestehenden innerstaatlichen
Rechtsvorschriften anwenden.

Artikel 7
[Jagdbare Arten]

(1)Die in Anhang II aufgeführten Arten dürfen aufgrund ihrer Popu-
lationsgröße, ihrer geographischen Verbreitung und ihrer Vermeh-
rungsfähigkeit in der gesamten Gemeinschaft im Rahmen der ein-
zelstaatlichen Rechtsvorschriften bejagt werden. Die Mitgliedstaa-
ten sorgen dafür, dass die Jagd auf diese Vogelarten die Anstrengun-
gen, die in ihrem Verbreitungsgebiet zu ihrer Erhaltung unternom-
men werden, nicht zunichte macht.

(2)Die in Anhang II Teil 1 aufgeführten Arten dürfen in dem geogra-
phischen Meeres- und Landgebiet, in dem diese Richtlinie Anwen-
dung findet, bejagt werden.

(3)Die in Anhang II Teil 2 aufgeführten Arten dürfen nur in den Mit-
gliedstaaten, bei denen sie angegeben sind, bejagt werden.

(4)Die Mitgliedstaaten vergewissern sich, dass bei der Jagdausübung -
gegebenenfalls unter Einschluss der Falknerei -, wie sie sich aus
der Anwendung der geltenden einzelstaatlichen Vorschriften ergibt,
die Grundsätze für eine vernünftige Nutzung und eine ökologisch
ausgewogene Regulierung der Bestände der betreffenden Vogelar-
ten, insbesondere der Zugvogelarten, eingehalten werden und dass
diese Jagdausübung hinsichtlich der Bestände dieser Arten mit den
Bestimmungen aufgrund von Artikel 2 vereinbar ist. Sie sorgen ins-
besondere dafür, dass die Arten, auf die die Jagdvorschriften Anwen-
dung finden, nicht während der Nistzeit oder während der einzel-
nen Phasen der Brut- und Aufzuchtzeit bejagt werden. Wenn es sich
um Zugvögel handelt, sorgen sie insbesondere dafür, dass die Arten,
für die die einzelstaatlichen Jagdvorschriften gelten, nicht während
der Brut- und Aufzuchtzeit oder während ihres Rückzugs zu den
Nistplätzen bejagt werden. Die Mitgliedstaaten übermitteln der
Kommission alle zweckdienlichen Angaben über die praktische An-
wendung der Jagdgesetzgebung.
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Artikel 8
[Verbot bestimmter Fangmethoden]

(1)Was die Jagd, den Fang oder die Tötung von Vögeln im Rahmen
dieser Richtlinie betrifft, so untersagen die Mitgliedstaaten sämtli-
che Mittel, Einrichtungen oder Methoden, mit denen Vögel in Men-
gen oder wahllos gefangen oder getötet werden oder die gebietswei-
se das Verschwinden einer Vogelart nach sich ziehen können, ins-
besondere die in Anhang IV Buchstabe a) aufgeführten Mittel, Ein-
richtungen und Methoden.

(2)Ferner untersagen die Mitgliedstaaten jegliche Verfolgung aus den
in Anhang IV Buchstabe b) aufgeführten Beförderungsmitteln her-
aus und unter den dort genannten Bedingungen.

Artikel 9
[Ausnahmeregelungen]

(1)Die Mitgliedstaaten können, sofern es keine andere zufriedenstel-
lende Lösung gibt, aus den nachstehenden Gründen von den Arti-
keln 5, 6, 7 und 8 abweichen:
a) - im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicher-

heit,
- im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt,
- zur Abwendung erheblicher Schäden an Kulturen, Viehbestän-

den, Wäldern, Fischereigebieten und Gewässern,
- zum Schutz der Pflanzen- und Tierwelt;

b) zu Forschungs- und Unterrichtszwecken, zur Aufstockung der
Bestände, zur Wiederansiedlung und zur Aufzucht im Zusam-
menhang mit diesen Maßnahmen;

c) um unter streng überwachten Bedingungen selektiv den Fang,
die Haltung oder jede andere vernünftige Nutzung bestimmter
Vogelarten in geringen Mengen zu ermöglichen.

(2)In den abweichenden Bestimmungen ist anzugeben,
- für welche Vogelarten die Abweichungen gelten,
- die zugelassenen Fang- oder Tötungsmittel, -einrichtungen und

-methoden,
- die Art der Risiken und die zeitlichen und örtlichen Umstände,

unter denen diese Abweichungen getroffen werden können,
- die Stelle, die befugt ist zu erklären, dass die erforderlichen Vor-
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aussetzungen gegeben sind, und zu beschließen, welche Mittel,
Einrichtungen und Methoden in welchem Rahmen von wem
angewandt werden können,

- welche Kontrollen vorzunehmen sind.

(3)Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission jährlich einen Be-
richt über die Anwendung dieses Artikels.

(4)Die Kommission achtet anhand der ihr vorliegenden Informatio-
nen, insbesondere der Informationen, die ihr nach Absatz 3 mitge-
teilt werden, ständig darauf, dass die Auswirkungen dieser Abwei-
chungen mit dieser Richtlinie vereinbar sind. Sie trifft entsprechen-
de Maßnahmen.

Artikel 10
[Forschung]

(1)Die Mitgliedstaaten fördern die zum Schutz, zur Regulierung und
zur Nutzung der Bestände aller unter Artikel 1 fallenden Vogelarten
notwendigen Forschungen und Arbeiten.

(2)Den Forschungen und Arbeiten betreffend die in Anhang V aufge-
führten Themen wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Die
Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission alle notwendigen In-
formationen, damit sie entsprechende Maßnahmen im Hinblick
auf die Koordinierung der in diesem Artikel genannten Forschun-
gen und Arbeiten ergreifen kann.

Artikel 11
[Wiederansiedlung]

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass sich die etwaige Ansiedlung
wildlebender Vogelarten, die im europäischen Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten nicht heimisch sind, nicht nachteilig auf die örtli-
che Tier- und Pflanzenwelt auswirkt. Sie konsultieren dazu die
Kommission.

Artikel 12
[Durchführungsberichte]

(1)Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission alle drei Jahre
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nach dem Ende der in Artikel 18 Absatz 1 genannten Frist einen Be-
richt über die Anwendung der aufgrund dieser Richtlinie erlasse-
nen einzelstaatlichen Vorschriften.

(2)Die Kommission erstellt alle drei Jahre anhand der in Absatz 1 ge-
nannten Informationen einen zusammenfassenden Bericht. Der
Teil des Entwurfs für diesen Bericht, der die von einem Mitglied-
staat übermittelten Informationen betrifft, wird den Behörden die-
ses Mitgliedstaats zur Überprüfung vorgelegt. Die endgültige Fas-
sung des Berichtes wird den Mitgliedstaaten mitgeteilt.

Artikel 13
[Verschlechterungsverbot]

Die Anwendung der aufgrund dieser Richtlinie getroffenen Maß-
nahmen darf in bezug auf die Erhaltung aller unter Artikel 1 fal-
lenden Vogelarten nicht zu einer Verschlechterung der derzeitigen
Lage führen.

Artikel 14
[Zulässigkeit strengerer Bestimmungen]

Die Mitgliedstaaten können strengere Schutzmaßnahmen ergrei-
fen, als sie in dieser Richtlinie vorgesehen sind.

Artikel 15
[Änderungsverfahren]

Die Änderungen, die erforderlich sind, um die Anhänge I und V an
den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt anzupassen, so-
wie die in Artikel 6 Absatz 4 zweiter Unterabsatz bezeichneten Ände-
rungen werden nach dem Verfahren des Artikels 17 beschlossen.

Artikel 16
[Ausschuss]

(1)Zum Zweck der in Artikel 15 bezeichneten Änderungen wird ein
Ausschuss zur Anpassung dieser Richtlinie an den wissenschaftli-
chen und technischen Fortschritt, nachstehend »Ausschuss« ge-
nannt, eingesetzt, der aus Vertretern der Mitgliedstaaten besteht
und in dem ein Vertreter der Kommission den Vorsitz führt.



52

Artikel 17
[Ausschussverfahren]

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss zur Anpassung dieser
Richtlinie an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt
unterstützt.

(2)Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so gelten die Artikel 5
und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG
wird auf drei Monate festgesetzt.

(3)Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 18
[Fristen für die Umsetzung]

(1)Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie innerhalb von zwei
Jahren nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen. Sie setzen die
Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis.

(2)Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission den Wortlaut der
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 19

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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Anhang I*

Die Angaben in Anhang I der Richtlinie wurden in der nachfol-
genden Übersicht um den EU-Code und eine Spezifizierung nach
Brut-, Zug- oder Rastvogel ergänzt.

Die Zeichen und Anmerkungen haben folgende Bedeutung:
B = regelmäßiger Brutvogel in Bayern (Brutnachweise aus minde-

stens drei aufeinander folgenden Jahren in einem Gebiet)
1  = nach 1975 als Brutvogel ausgestorben,

jetzt nur noch Zugvogel
2  = Brutvogel nur im Bayerischen Wald,

Vögel rekrutieren sich aus Wiedereinbürgerungsprogramm
der Nationalparkverwaltung

V = Vermehrungsgast / unregelmäßiger Brutvogel
Z = in Bayern durchziehende, rastende, überwinternde bzw.

 mausernde Art (kann gleichzeitig auch Brutvogel sein!)

EU- Deutscher Wissenschaftlicher Zug/
Code Artname  Artname Brut Rast

A001 Sterntaucher Gavia stellata - Z
A002 Prachttaucher Gavia arctica - Z
A003 Eistaucher Gavia immer - Z
A004 Ohrentaucher Podiceps auritus - Z
A019 Rohrdommel Botaurus stellaris B Z
A020 Zwergdommel Ixobrychus minutus B Z
A021 Nachtreiher Nycticorax nycticorax B Z
A022 Rallenreiher Ardeola ralloides - Z
A023 Seidenreiher Egretta garzetta V Z
A024 Silberreiher Egretta alba - Z
A025 Purpurreiher Ardea purpurea B Z
A026 Schwarzstorch Ciconia nigra B Z
A027 Weißstorch Ciconia ciconia B Z
A028 Sichler Plegadis falcinellus - Z
A029 Löffler Platalea leucorodia - Z
A031 Zwergschwan Cygnus [columbianus]

bewickii - Z

* Auszug - die in Bayern vorkommenden Brut-, Zug- und Rastvögel
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A032 Singschwan Cygnus cygnus - Z
A035 Nonnengans Branta leucopsis B -
A037 Rostgans Tadorna ferruginea B -
A039 Moorente Aythya nyroca -1 Z
A040 Zwergsäger Mergus albellus - Z
A042 Wespenbussard Pernis apivorus B Z
A044 Schwarzmilan Milvus migrans B Z
A045 Rotmilan Milvus milvus B Z
A046 Seeadler Haliaeetus albicilla V Z
A047 Bartgeier Gypaetus barbatus - Z
A051 Schlangenadler Circaetus gallicus - Z
A052 Rohrweihe Circus aeruginosus B Z
A053 Kornweihe Circus cyaneus - Z
A055 Wiesenweihe Circus pygargus B Z
A060 Schreiadler Aquila pomarina - Z
A064 Steinadler Aquila chrysaetos B -
A067 Fischadler Pandion haliaetus B Z
A069 Merlin Falco columbarius - Z
A073 Wanderfalke Falco peregrinus B -
A074 Haselhuhn Bonasa bonasia B -
A076 Alpenschneehuhn

(Alpen-Unterart) Lagopus mutus helveticus B -
A077 Birkhuhn

(kontinentale Unterart)Tetrao tetrix tetrix B -
A078 Auerhuhn Tetrao urogallus B -
A079 Steinhuhn

(Alpen-Unterart) Alectoris graeca saxatilis -1 Z
A084 Tüpfelsumpfhuhn Porzana porzana B Z
A085 Kleines

Sumpfhuhn Porzana parva B Z
A086 Zwergsumpfhuhn Porzana pusilla - Z
A087 Wachtelkönig Crex crex B Z
A091 Kranich Grus grus V Z
A095 Stelzenläufer Himantopus himantopus V Z
A096 Säbelschnäbler Recurvirostra avosetta V Z
A097 Triel Burhinus oedicnemus -1 Z
A101 Goldregenpfeifer Pluvialis apricaria - Z
A103 Kampfläufer Philomachus pugnax - Z
A107 Bruchwasser-

läufer Tringa glareola - Z
A109 Odinshühnchen Phalaropus lobatus - Z
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A110 Schwarz-
kopfmöwe Larus melanocephalus B Z

A113 Lachseeschwalbe Gelochelidon nilotica -1 Z
A114 Raubseeschwalbe Sterna caspia - Z
A115 Brand-

seeschwalbe Sterna sandvicensis - Z
A117 Fluss-

seeschwalbe Sterna hirundo B Z
A118 Küsten-

seeschwalbe Sterna paradisaea - Z
A119 Zwerg-

seeschwalbe Sterna albifrons - Z
A120 Weißbart-

seeschwalbe Chlidonias hybridus - Z
A121 Trauer-

seeschwalbe Chlidonias niger - Z
A129 Uhu Bubo bubo B -
A132 Sperlingskauz Glaucidium passerinum B -
A134 Habichtskauz Strix uralensis B2 -
A135 Sumpfohreule Asio flammeus -1 Z
A136 Raufußkauz Aegolius funereus B -
A137 Ziegenmelker Caprimulgus europaeus B Z
A139 Eisvogel Alcedo atthis B Z
A140 Blauracke Coracias garrulus -1 Z
A141 Grauspecht Picus canus B -
A142 Schwarzspecht Dryocopus martius B -
A146 Mittelspecht Dendrocopos medius B -
A147 Weißrücken-

specht Dendrocopos leucotos B -
A148 Dreizehenspecht Picoides tridactylus B -
A153 Heidelerche Lullula arborea B Z
A154 Brachpieper Anthus campestris B Z
A156 Blaukehlchen Luscinia svecica B Z
A165 SperbergrasmückeSylvia nisoria B Z
A166 Zwergschnäpper Ficedula parva B Z
A168 Halsband-

schnäpper Ficedula albicollis B Z
A171 Neuntöter Lanius collurio B Z
A180 Ortolan Emberiza hortulana B Z
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Auszüge aus Gesetzestexten

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. März 2002
(BGBl. I S. 1193)

- Auszug -

§ 10 Begriffe

- Auszug -

(1) Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet
...
3. Biotope von gemeinschaftlichem Interesse
die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild -
lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), die zuletzt
durch die Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober 1997 (ABl. EG Nr. L
305 S. 42) geändert worden ist, aufgeführten Lebensräume,

4. prioritäre Biotope
die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG mit einem (*) gekenn-
zeichneten Biotope,

5. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung
die in die Liste nach Artikel 4 Abs. 2 Unterabs. 3 der Richtlinie 92/
43/EWG eingetragenen Gebiete, auch wenn sie noch nicht zu
Schutzgebieten im Sinne dieses Gesetzes erklärt worden sind,

6. Europäische Vogelschutzgebiete
Gebiete im Sinne des Artikels 4 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 79/409/
EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wild le-
benden Vogelarten (ABl. EG Nr. L 103 S. 1), die zuletzt durch die
Richtlinie 97/49/EG vom 29. Juli 1997 (ABl. EG Nr. L 223 S. 9) ge-
ändert worden ist,

7. Konzertierungsgebiete
einem Konzertierungsverfahren nach Artikel 5 der Richtlinie 92/
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43/EWG unterliegende Gebiete von der Einleitung des Verfahrens
durch die Kommission bis zur Beschlussfassung des Rates,

8.  Europäisches ökologisches Netz »Natura 2000«
das kohärente Europäische ökologische Netz »Natura 2000« ge-
mäß Artikel 3 der Richtlinie 92/43/EWG, das aus den Gebieten von
gemeinschaftlicher Bedeutung und den Europäischen Vogelschutz-
gebieten besteht,

9. Erhaltungsziele
Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszu-
stands
a) der in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten natür-

lichen Lebensräume und der in Anhang II dieser Richtlinie auf
geführten Tier- und Pflanzenarten, die in einem Gebiet von ge-
meinschaftlicher Bedeutung vorkommen,

b)  der in Anhang I der Richtlinie 79/409/EWG aufgeführten und
der in Artikel 4 Abs. 2 dieser Richtlinie genannten Vogelarten
sowie ihrer Lebensräume, die in einem Europäischen Vogel-
schutzgebiet vorkommen,

...
11. Projekte
a) Vorhaben und Maßnahmen innerhalb eines Gebiets von ge-

meinschaftlicher Bedeutung oder eines Europäischen Vogel-
schutzgebiets, sofern sie einer behördlichen Entscheidung oder
einer Anzeige an eine Behörde bedürfen oder von einer Behörde
durchgeführt werden,

b) Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 18, sofern sie
einer behördlichen Entscheidung oder einer Anzeige an eine
Behörde bedürfen oder von einer Behörde durchgeführt werden
und

c) nach dem Bundes- Immissionsschutzgesetz genehmigungsbe-
dürftige Anlagen sowie Gewässerbenutzungen, die nach dem
Wasserhaushaltsgesetz einer Erlaubnis oder Bewilligung bedür-
fen,

soweit sie, einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projek-
ten oder Plänen, geeignet sind, ein Gebiet von gemeinschaftlicher
Bedeutung oder ein Europäisches Vogelschutzgebiet erheblich zu
beeinträchtigen; ausgenommen sind Projekte, die unmittelbar der
Verwaltung der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder der
Europäischen Vogelschutzgebiete dienen,
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12. Pläne
Pläne und Entscheidungen in vorgelagerten Verfahren, die bei be-
hördlichen Entscheidungen zu beachten oder zu berücksichtigen
sind, soweit sie, einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen
Plänen oder Projekten, geeignet sind, ein Gebiet von gemeinschaft-
licher Bedeutung oder ein Europäisches Vogelschutzgebiet erheb-
lich zu beeinträchtigen; ausgenommen sind Pläne, die unmittelbar
der Verwaltung der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder
der Europäischen Vogelschutzgebiete dienen,
...

(2) Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet
...
7. Arten von gemeinschaftlichem Interesse
die in den Anhängen II, IV oder V der Richtlinie 92/43/EWG aufge-
führten Tier- und Pflanzenarten,

8. prioritäre Arten
die in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG mit einem Sternchen
(*) gekennzeichneten Tier- und Pflanzenarten,

9. europäische Vogelarten
in Europa natürlich vorkommende Vogelarten im Sinne des Arti-
kels 1 der Richtlinie 79/409/EWG,
...

(5) Die Begriffsbestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 338/97 blei-
ben unberührt. Soweit in diesem Gesetz auf Anhänge der Verord-
nung (EG) Nr. 338/97, der Verordnung (EWG) Nr. 3254/91 des Ra-
tes vom 4. November 1991 zum Verbot von Tellereisen in der Ge-
meinschaft und der Einfuhr von Pelzen und Waren von bestimm-
ten Wildtierarten aus Ländern, die Tellereisen oder den internatio-
nalen humanen Fangnormen nicht entsprechende Fangmethoden
anwenden (ABl. EG Nr. L 308 S. 1), der Richtlinien 92/43/EWG und
79/409/EWG und der Richtlinie 83/129/EWG des Rates vom 28.
März 1983 betreffend die Einfuhr in die Mitgliedstaaten von Fellen
bestimmter Jungrobben und Waren daraus (ABl. EG Nr. L 91 S. 30),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 89/370/EWG vom 3. Juni
1989 (ABl. EG Nr. L 163 S. 37), oder auf Vorschriften der genannten
Rechtsakte verwiesen wird, in denen auf Anhänge Bezug genom-
men wird, sind diese jeweils in der sich aus den Veröffentlichungen
im Amtsblatt Teil L der Europäischen Gemeinschaften ergebenden
geltenden Fassung maßgeblich.
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(6) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit gibt
1. die Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und die Europäi-
schen Vogelschutzgebiete sowie die Konzertierungsgebiete im Bun-
desanzeiger,
2. die besonders geschützten und die streng geschützten Arten mit
dem Zeitpunkt ihrer jeweiligen Unterschutzstellung bekannt.

§ 11 Vorschriften für die Landesgesetzgebung

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind mit Ausnahme des § 6 Abs. 2,
des § 10 Abs. 6, des § 20 Abs. 3, der §§ 21 und 22 Abs. 4 Satz 2, des
§ 33 Abs. 1 Satz 2 und 3, des § 35 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2, der §§
36 und 37 Abs. 1, der §§ 38, 39 Abs. 2, der §§ 42 bis 50, des § 52
Abs. 1 bis 8, der §§ 53, 55 und 57 Abs. 1, der §§ 58 und 59 sowie
der §§ 61 bis 70 Rahmenvorschriften für die Landesgesetzgebung.
Soweit Behörden des Bundes Entscheidungen über Projekte im Sin-
ne des § 10 Abs. 1 Nr. 11 treffen oder solche Projekte durchführen,
gilt abweichend von Satz 1 auch § 34 unmittelbar.

§ 32 Europäisches Netz »Natura 2000«

Die §§ 32 bis 38 dienen dem Aufbau und dem Schutz des Europäi-
schen ökologischen Netzes »Natura 2000«, insbesondere dem
Schutz der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Eu-
ropäischen Vogelschutzgebiete. Die Länder erfüllen die sich aus den
Richtlinien 92/43/EWG und 79/409/EWG ergebenden Verpflichtun-
gen, insbesondere durch den Erlass von Vorschriften nach Maßgabe
der §§ 33, 34, 35 Satz 1 Nr. 2 und des § 37 Abs. 2 und 3.

§ 33 Schutzgebiete

(1) Die Länder wählen die Gebiete, die der Kommission nach Artikel 4
Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 4 Abs. 1 und 2 der
Richtlinie 79/409/EWG zu benennen sind, nach den in dieser Vor-
schrift genannten Maßgaben aus. Sie stellen das Benehmen mit
dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit her; das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit beteiligt die anderen fachlich betroffenen Bun-
desministerien. Die ausgewählten Gebiete werden der Kommission
vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit benannt. Es übermittelt der Kommission gleichzeitig
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Schätzungen über eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft,
die zur Erfüllung der Verpflichtungen nach Artikel 6 Abs. 1 der
Richtlinie 92/43/EWG einschließlich der Zahlung eines finanziel-
len Ausgleichs für die Landwirtschaft erforderlich ist.

(2) Die Länder erklären die in die Liste der Gebiete von gemeinschaft-
licher Bedeutung eingetragenen Gebiete nach Maßgabe des Artikels
4 Abs. 4 der Richtlinie 92/43/EWG und die Europäischen Vogel-
schutzgebiete entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen zu ge-
schützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 22 Abs.1.

(3) Die Schutzerklärung bestimmt den Schutzzweck entsprechend den
jeweiligen Erhaltungszielen und die erforderlichen Gebietsbegren-
zungen. Es soll dargestellt werden, ob prioritäre Biotope oder prio-
ritäre Arten zu schützen sind. Durch geeignete Gebote und Verbote
sowie Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen ist sicherzustellen,
dass den Anforderungen des Artikels 6 der Richtlinie 92/43/EWG
entsprochen wird. Weitergehende Schutzvorschriften bleiben unbe-
rührt.

(4) Die Unterschutzstellung nach den Absätzen 2 und 3 kann unter-
bleiben, soweit nach anderen Rechtsvorschriften, nach Verwal-
tungsvorschriften, durch die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen
oder gemeinnützigen Trägers oder durch vertragliche Vereinbarun-
gen ein gleichwertiger Schutz gewährleistet ist.

(5) Ist ein Gebiet nach § 10 Abs. 6 bekannt gemacht, sind
1. in einem Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung bis zur Un-
terschutzstellung,
2. in einem Europäischen Vogelschutzgebiet vorbehaltlich besonde-
rer Schutzvorschriften im Sinne des § 22 Abs. 2
alle Vorhaben, Maßnahmen, Veränderungen oder Störungen, die
zu erheblichen Beeinträchtigungen des Gebiets in seinen für die Er-
haltungsziele maßgeblichen Bestandteilen führen können, unzu-
lässig. In einem Konzertierungsgebiet sind die in Satz 1 genannten
Handlungen, sofern sie zu erheblichen Beeinträchtigungen der in
ihm vorkommenden prioritären Biotope oder prioritären Arten füh-
ren können, unzulässig.
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§ 34 Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projekten,
Ausnahmen

(1) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Ver-
träglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Gebiets von gemein-
schaftlicher Bedeutung oder eines Europäischen Vogelschutzgebiets
zu überprüfen. Bei Schutzgebieten im Sinne des § 22 Abs. 1 erge-
ben sich die Maßstäbe für die Verträglichkeit aus dem Schutzzweck
und den dazu erlassenen Vorschriften.

(2) Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, dass das Projekt zu erhebli-
chen Beeinträchtigungen eines in Absatz 1 genannten Gebiets in
seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen
Bestandteilen führen kann, ist es unzulässig.

(3) Abweichend von Absatz 2 darf ein Projekt nur zugelassen oder
durchgeführt werden, soweit es
1. aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Inter-
esses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, not-
wendig ist und
2. zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck
an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu
erreichen, nicht gegeben sind.

(4) Befinden sich in dem vom Projekt betroffenen Gebiet prioritäre
Biotope oder prioritäre Arten, können als zwingende Gründe des
überwiegenden öffentlichen Interesses nur solche im Zusammen-
hang mit der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicher-
heit, einschließlich der Landesverteidigung und des Schutzes der
Zivilbevölkerung, oder den maßgeblich günstigen Auswirkungen
des Projekts auf die Umwelt geltend gemacht werden. Sonstige
Gründe im Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 können nur berücksichtigt
werden, wenn die zuständige Behörde zuvor über das Bundesmini-
sterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eine Stel-
lungnahme der Kommission eingeholt hat.

(5) Soll ein Projekt nach Absatz 3, auch in Verbindung mit Absatz 4,
zugelassen oder durchgeführt werden, sind die zur Sicherung des
Zusammenhangs des Europäischen ökologischen Netzes »Natura
2000« notwendigen Maßnahmen vorzusehen. Die zuständige Be-
hörde unterrichtet die Kommission über das Bundesministerium
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für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit über die getroffe-
nen Maßnahmen.

§ 35 Pläne

§ 34 ist entsprechend anzuwenden bei
1. Linienbestimmungen nach § 16 des Bundesfernstraßengesetzes,
§ 13 des Bundeswasserstraßengesetzes oder § 2 Abs. 1 des Verkehrs-
wegeplanungsbeschleunigungsgesetzes sowie
2. sonstigen Plänen, bei Raumordnungsplänen im Sinne des § 3
Nr. 7 des Raumordnungsgesetzes mit Ausnahme des § 34 Abs. 1
Satz 1.

Bei Bauleitplänen und Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des
Baugesetzbuchs ist § 34 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 5 entsprechend
anzuwenden.

§ 36 Stoffliche Belastungen

Ist zu erwarten, dass von einer nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz genehmigungsbedürftigen Anlage Emissionen ausge-
hen, die, auch im Zusammenwirken mit anderen Anlagen oder
Maßnahmen, im Einwirkungsbereich dieser Anlage ein Gebiet von
gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein Europäisches Vogelschutz-
gebiet in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck
maßgeblichen Bestandteilen erheblich beeinträchtigen, und kön-
nen die Beeinträchtigungen nicht entsprechend § 19 Abs. 2 ausge-
glichen werden, steht dies der Genehmigung der Anlage entgegen,
soweit nicht die Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 in Verbindung mit
Abs. 4 erfüllt sind. § 34 Abs. 1 und 5 gilt entsprechend. Die Ent-
scheidungen ergehen im Benehmen mit den für Naturschutz und
Landschaftspflege zuständigen Behörden.

§ 37 Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften

(1) § 34 gilt nicht für Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuchs
in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 des Baugesetzbuchs
und während der Planaufstellung nach § 33 des Baugesetzbuchs.
Für Vorhaben im Innenbereich nach § 34 des Baugesetzbuchs, im
Außenbereich nach § 35 des Baugesetzbuchs sowie für Bebauungs-
pläne, soweit sie eine Planfeststellung ersetzen, bleibt die Geltung
des § 34 unberührt.
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(2) Für geschützte Teile von Natur und Landschaft und geschützte
Biotope im Sinne des § 30 sind die §§ 34 und 36 nur insoweit an-
zuwenden, als die Schutzvorschriften, einschließlich der Vorschrif-
ten über Ausnahmen und Befreiungen, keine strengeren Regelun-
gen für die Zulassung von Projekten enthalten. Die Pflichten nach
§ 34 Abs. 4 Satz 2 über die Beteiligung der Kommission und nach
§ 34 Abs. 5 Satz 2 über die Unterrichtung der Kommission bleiben
jedoch unberührt.

(3) Handelt es sich bei Projekten um Eingriffe in Natur und Land-
schaft, bleiben die im Rahmen des § 19 erlassenen Vorschriften der
Länder sowie die §§ 20 und 21 unberührt.
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Gesetz über den Schutz der Natur, die Pflege der
Landschaft und die Erholung in der freien Natur
(Bayerisches Naturschutzgesetz - BayNatSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. August 1998
(GVBl. S. 593),
zuletzt geändert durch § 8 des Gesetzes vom 24. Dezember 2002
(GVBl. S. 975)

- Auszug -

IIIa. Abschnitt
Schutz von Gebieten nach der Richtlinie 92/43/EWG;
gesetzlicher Schutz von Biotopen

Art. 13b Besonderer Schutz der Gebiete

(1) Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung werden nach den Maß-
gaben des III. Abschnitts als besondere Schutzgebiete nach Art. 4
Abs. 4 der Richtlinie 92/43/EWG geschützt. In der Schutzverord-
nung werden der besondere Schutzzweck, die dementsprechenden
Erhaltungsziele nach Art. 4 Abs. 4 der Richtlinie 92/43/EWG sowie
die dafür erforderlichen Gebote, Verbote und Gebietsbegrenzungen
unter Berücksichtigung der Einwirkungen von außen festgelegt.
In der Schutzverordnung soll dargestellt werden, ob prioritäre Arten
nach Art. 1 Buchst. h oder prioritäre natürliche Lebensraumtypen
nach Art. 1 Buchst. d der Richtlinie 92/43/EWG geschützt werden
sollen.

(2) Die Inschutznahme kann unterbleiben, wenn nach anderen
Rechtsvorschriften, durch die zivilrechtliche Verfügungsbefugnis ei-
nes gemeinnützigen Trägers oder durch Verträge ein gleichwertiger
Schutz gewährleistet ist.

Art. 13c Schutzvorschriften

(1) Veränderungen oder Störungen, die Gebiete von gemeinschaftli-
cher Bedeutung oder Europäische Vogelschutzgebiete in den für
ihre Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen erheblich oder
nachhaltig beeinträchtigen können, sind verboten. In Konzertie-
rungsgebieten sind die in Satz 1 genannten Handlungen verboten,
sofern sie deren prioritäre Biotope oder prioritäre Arten erheblich
oder nachhaltig beeinträchtigen können.
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(2) Projekte, die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Pro-
jekten oder Plänen Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder
Europäische Vogelschutzgebiete in den für ihren Schutzzweck oder
für ihre Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen erheblich
oder nachhaltig beeinträchtigen können, sind unzulässig.

(3) Pläne, die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Plänen
oder Projekten Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Eu-
ropäische Vogelschutzgebiete nachteilig beeinflussen können, haben
Schutzzweck und Erhaltungsziele dieser Gebiete zu berücksichtigen.

(4) Weitergehende Schutzvorschriften bleiben unberührt.

VI. Abschnitt
Vorkaufsrecht, Enteignung und Erschwernisausgleich

Art. 36 Enteignende Maßnahmen

(1) Hat eine Behörde auf Grund dieses Gesetzes eine Maßnahme ge-
troffen, die eine Enteignung darstellt oder einer solchen gleich-
kommt, insbesondere weil sie eine wesentliche Nutzungsbeschrän-
kung darstellt, so ist dem Eigentümer oder dem sonstigen Berech-
tigten nach den Vorschriften des Bayerischen Gesetzes über die ent-
schädigungspflichtige Enteignung Entschädigung in Geld zu leisten.

(2) Der Grundstückseigentümer kann verlangen, dass der Entschädi-
gungspflichtige das Grundstück übernimmt, soweit es ihm infolge
der enteignenden Maßnahme wirtschaftlich nicht mehr zumutbar
ist, das Grundstück zu behalten oder es in der bisherigen oder in ei-
ner anderen zulässigen Art zu nutzen. Kommt eine Einigung über
die Übernahme des Grundstücks nicht zustande, kann der Eigentü-
mer das Enteignungsverfahren beantragen; im übrigen gelten die
Vorschriften des Bayerischen Gesetzes über die entschädigungs-
pflichtige Enteignung sinngemäß.

Art. 36a Erschwernisausgleich; Ausgleich von
Nutzungsbeschränkungen in der Land- und

Forstwirtschaft

(1) Wird dem Eigentümer oder Nutzungsberechtigten durch eine Ver-
sagung der Ausnahme nach Art. 13d Abs. 2 die bestehende land-,
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forst- oder fischereiwirtschaftliche Bewirtschaftung einer Feuchtflä-
che (z.B. Streuwiese) wesentlich erschwert, wird ihm dafür nach
Maßgabe der verfügbaren Haushaltsmittel ein angemessener Geld-
ausgleich gewährt.

(2) Werden in Rechtsvorschriften nach dem III. Abschnitt, die nach
dem 19. Juli 1995 in Kraft getreten sind, oder in nach diesem Zeit-
punkt erlassenen Anordnungen nach Art. 9 Abs. 5 oder Art. 12 Abs.
3 erhöhte Anforderungen festgesetzt, die die ausgeübte, im Sinn des
Art. 6 Abs. 2 ordnungsgemäße land-, forst- oder fischereiwirtschaft-
liche Bodennutzung eines Grundstücks beschränken, so ist für die
dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener
Geldausgleich zu gewähren, soweit nicht eine Entschädigungs-
pflicht nach Art. 36 besteht.

(3) Das Nähere regelt die Staatsregierung durch Rechtsverordnung.

VII. Abschnitt
Organisation, Zuständigkeit und Verfahren

Art. 49a Zulässigkeit von Projekten und Plänen in
Gebieten nach der Richtlinie 92/43/EWG

(1) Projekte im Sinn des Art. 13c Abs. 2 sind vor der Entscheidung
nach Art. 49 auf ihre Verträglichkeit mit den für das Gebiet festge-
legten Erhaltungszielen zu prüfen.

(2) Von Verboten nach Art. 13c Abs. 2 darf eine Befreiung unbeschadet
des Art. 49 nur erteilt werden, wenn das Vorhaben aus zwingenden
Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses die Befreiung
erfordert. Zu den Gründen des öffentlichen Interesses zählen auch
solche sozialer oder wirtschaftlicher Art. Falls das Gebiet einen prio-
ritären Lebensraumtyp oder eine prioritäre Art einschließt, zählen
dazu nur die menschliche Gesundheit und die öffentliche Sicher-
heit oder maßgebliche günstige Umweltauswirkungen; andere
zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses dür-
fen nur berücksichtigt werden, wenn zuvor über das Staatsministe-
rium für Landesentwicklung und Umweltfragen und das Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eine
Stellungnahme der Kommission eingeholt wurde.
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(3) Pläne im Sinn des Art. 13c Abs. 3 dürfen nur unter den Vorausset-
zungen der Absätze 1 und 2 aufgestellt werden.

(4) Die festzusetzenden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen haben
dazu beizutragen, dass der Zusammenhang des europäischen öko-
logischen Netzes »Natura 2000« nach Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie
92/43/EWG sichergestellt wird.
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Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 2002
(BGBl. I S. 3245)

- Auszug -

§ 6 Versagung

(1) Die Erlaubnis und die Bewilligung sind zu versagen, soweit von der
beabsichtigten Benutzung eine Beeinträchtigung des Wohls der All-
gemeinheit, insbesondere eine Gefährdung der öffentlichen Wasser-
versorgung, zu erwarten ist, die nicht durch Auflagen oder durch
Maßnahmen einer Körperschaft des öffentlichen Rechts (§ 4 Abs. 2
Nr. 3) verhütet oder ausgeglichen wird.

(2) Die Erlaubnis und die Bewilligung sind auch zu versagen, soweit
von der beabsichtigten Benutzung eine erhebliche Beeinträchti-
gung eines Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung, eines Euro-
päischen Vogelschutzgebiets oder eines Konzertierungsgebiets im
Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 7 des Bundesnaturschutzgesetzes in sei-
nen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen
Bestandteilen zu erwarten ist und die Beeinträchtigung nicht ent-
sprechend § 19 Abs. 2 Satz 1 bis 3 des Bundesnaturschutzgesetzes
ausgeglichen oder in sonstiger Weise kompensiert werden kann.
Dies gilt nicht, wenn die Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 in Verbin-
dung mit Abs. 4 des Bundesnaturschutzgesetzes vorliegen. § 34 Abs.
1 und 5 und § 37 Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes gelten ent-
sprechend.
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Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1997
(BGBl. I S. 2141, ber. BGBl. 1998 I S. 137),
zuletzt geändert durch Art. 12 des Gesetzes vom 23. Juli 2002
(BGBl. I S. 2850)

- Auszug-

§ 1a Umweltschützende Belange in der Abwägung

- Auszug -

...
(2) In der Abwägung nach § 1 Abs. 6 sind auch zu berücksichtigen

1. die Darstellungen von Landschaftsplänen und sonstigen Plänen,
insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechtes,

2. die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe
in Natur und Landschaft (Eingriffsregelung nach dem Bundesna-
turschutzgesetz),

3. die Bewertung der ermittelten und beschriebenen Auswirkungen
eines Vorhabens entsprechend dem Planungsstand auf Menschen,
Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,
Kulturgüter und sonstige Sachgüter, sowie die Wechselwirkung zwi-
schen den vorgenannten Schutzgütern (Umweltverträglichkeits-
prüfung), soweit im Bebauungsplanverfahren die planungsrechtli-
che Zulässigkeit von bestimmten Vorhaben begründet werden soll,
für die nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht, und

4. die Erhaltungsziele oder der Schutzzweck der Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzge-
biete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes; soweit diese erheb-
lich beeinträchtigt werden können, sind die Vorschriften des Bun-
desnaturschutzgesetzes über die Zulässigkeit oder Durchführung
von derartigen Eingriffen sowie die Einholung der Stellungnahme
der Kommission anzuwenden (Prüfung nach der Fauna-Flora-Ha-
bitat-Richtlinie).

...
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§ 29 Begriff des Vorhabens, Geltung von
Rechtsvorschriften

- Auszug -

...
(3) Können die Erhaltungsziele oder der Schutzzweck der Gebiete von

gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutz-
gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes durch Vorhaben,
die nach § 34 zugelassen werden, erheblich beeinträchtigt werden,
sind die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes über die Zuläs-
sigkeit oder Durchführung von derartigen Eingriffen sowie über die
Einholung der Stellungnahme der Kommission anzuwenden (Prü-
fung nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie).

§ 34 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile

- Auszug -

...
(4) Die Gemeinde kann durch Satzung

1. die Grenzen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile festlegen,

2. bebaute Bereiche im Außenbereich als im Zusammenhang be-
baute Ortsteile festlegen, wenn die Flächen im Flächennutzungs-
plan als Baufläche dargestellt sind,

3. einzelne Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang be-
bauten Ortsteile einbeziehen, wenn die einbezogenen Flächen
durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Bereichs entspre-
chend geprägt sind.

Die Satzungen können miteinander verbunden werden. Sie Satzun-
gen nach Satz 1 Nr. 2 und 3 müssen mit einer geordneten städte-
baulichen Entwicklung vereinbar sein; in ihnen können einzelne
Festsetzungen nach § 9 Abs. 1, 2 und 4 getroffen werden. § 9 Abs. 6
ist entsprechend anzuwenden. Auf die Satzung nach Satz 1 Nr. 3
sind ergänzend die §§ 1a und 9 Abs. 1a und 8 entsprechend anzu-
wenden.

...
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Raumordnungsgesetz (ROG)
vom 18. August 1997 (BGBl. I S. 2081, 2102),
geändert durch Gesetz vom 15.12.1997 (BGBl. I S. 2902)

- Auszug -

§ 7 Allgemeine Vorschriften über Raumordnungspläne

- Auszug -

...
(7) Für die Aufstellung der Raumordnungspläne ist vorzusehen, dass

die Grundsätze der Raumordnung gegeneinander und untereinan-
der abzuwägen sind. Sonstige öffentliche Belange sowie private Be-
lange sind in der Abwägung zu berücksichtigen, soweit sie auf der
jeweiligen Planungsebene erkennbar und von Bedeutung sind. In
der Abwägung sind auch die Erhaltungsziele oder der Schutzzweck
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäi-
schen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
zu berücksichtigen; soweit diese erheblich beeinträchtigt werden
können, sind die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes über
die Zulässigkeit oder Durchführung von derartigen Eingriffen so-
wie die Einholung der Stellungnahme der Kommission anzuwen-
den (Prüfung nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie).

...
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Ansprechpartner

Internet: www.natur.bayern.de

Anfragen zu speziellen Gebieten können an die örtlich zuständigen
Landratsämter und kreisfreien Städte (Untere Naturschutzbehörden)
oder Regierungen (Höhere Naturschutzbehörden) gerichtet werden.

Weitere Informationen enthält die Broschüre
Fragen und Antworten
mit einem Abdruck der FFH- und Vogelschutz-Richtlinie sowie
der einschlägigen bundes- und landesrechtlichen Rechtsvorschriften.
Diese Broschüre ist bei den Gemeinden, Städten, Landratsämtern und
Regierungen kostenlos erhältlich und kann auch über die
Servicestelle Bayern (Adresse siehe oben)
oder über das Internet
www.umweltministerium.bayern.de
bestellt werden.

BAYERN | DIREKT ist Ihr direkter Draht zur Bayerischen 
Staatsregierung. 
Unter Tel. 089 122220 oder per E-Mail unter 
direkt@bayern.de erhalten Sie Informationsmaterial und 
Broschüren, Auskunft zu aktuellen Themen und Internet-
quellen sowie Hinweise zu Behörden, zuständigen Stellen 
und Ansprechpartnern bei der Bayerischen Staatsregierung
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Hinweis
Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der
Bayerischen Staatsregierung herausgegeben. Sie darf weder von
Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum von
fünf Monaten vor einer Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung ver-
wendet werden. Dies gilt für Landtags-, Bundestags-, Kommunal-
und Europawahlen. Missbräuchlich ist während dieser Zeit insbe-
sondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informations-
ständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken und Aufkle-
ben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist
gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung.
Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die
Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die als Partei-
nahme der Staatsregierung zugunsten einzelner politischer Grup-
pen verstanden werden könnte. Den Parteien ist es gestattet, die
Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder zu verwen-
den.
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